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Der am 19. Dezember 2007 unterzeichnete und im
Gesetz- und Verordnungsblatt 2008 auf Seite 161 be-
kanntgemachte Zehnte Staatsvertrag zur Änderung
rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Zehnter Rund-
funkänderungsstaatsvertrag) ist nach seinem Art. 6
Abs. 3 am 1. September 2008 in Kraft getreten.

München, den 26. September 2008

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Günther  B e c k s t e i n

861–4–A

Bekanntmachung
über das Inkrafttreten

des Zehnten Staatsvertrags
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge

(Zehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Vom 26. September 2008
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„

Lfd. Nr. Anzuwendende Verwaltungsaufgabe Zuständige Behörde
Rechtsnorm

11.4 Pflegezeitgesetz 
(PflegeZG)

11.4.1 § 5 Abs. 2 Satz 1 a) Entgegennahme von Anträgen GAA 
(Zulässigkeitserklärung von 
Kündigungen) und Vorermitt-
lungen

b) Entscheidung über die Zulässig- a) GAA der Regierung von Ober- 
keitserklärung einer Kündigung bayern für die Regierungsbezirke

Niederbayern, Oberbayern und 
Schwaben

b) GAA der Regierung von Mittel-
franken für die übrigen Regie-
rungsbezirke“

Auf Grund des § 5 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die
Pflegezeit (Pflegezeitgesetz – PflegeZG) vom 28. Mai
2008 (BGBl I S. 874, 896), in Verbindung mit § 1 der Ver-
ordnung über die Zuständigkeit zum Erlass von
Rechtsverordnungen (Delegationsverordnung – DelV)
vom 15. Juni 2004 (GVBl S. 239, BayRS 103–2–S), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 22. April 2008
(GVBl S. 151), erlässt das Bayerische Staatsministeri-
um für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
folgende Verordnung:

§ 1

Die Anlage der Verordnung über Zuständigkeiten
auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes, der Sicherheits-
technik, des Chemikalien- und Medizinprodukte-
rechts (ASiMPV) vom 2. Dezember 1998 (GVBl S. 956,
BayRS 805–2–UG), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 4. September 2007 (GVBl S. 636), wird wie
folgt geändert:

1. Dem Teil I wird folgende Nr. 11.4 angefügt:

„11.4 Pflegezeitgesetz“.

2. Dem Teil III werden folgende Lfd. Nrn. 11.4 und
11.4.1 angefügt:

805–2–UG

FünfteVerordnung
zur Änderung der 

Verordnung über Zuständigkeiten 
auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes, 

der Sicherheitstechnik, des Chemikalien- und 
Medizinprodukterechts

Vom 16. August 2008
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§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August
2008 in Kraft.

München, den 16. August 2008

Bayerisches Staatsministerium 
für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Dr. Otmar  B e r n h a r d ,  Staatsminister
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Es erlassen auf Grund von

1. Art. 43 Abs. 7, Art. 44 Abs. 4 Satz 5 und Abs. 5,
Art. 45 Abs. 2, Art. 106 Abs. 1 Satz 1 des Bayeri-
schen Hochschulgesetzes (BayHSchG) vom 23. Mai
2006 (GVBl S. 245, BayRS 2210–1–1–WFK), zuletzt
geändert durch § 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2008
(GVBl S. 369),

das Bayerische Staatsministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst, soweit erforderlich
im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staats-
ministerium für Unterricht und Kultus,

2. Art. 43 Abs. 7 und 8, Art. 106 Abs. 1 Satz 2 des
Bayerischen Hochschulgesetzes (BayHSchG) vom
23. Mai 2006 (GVBl S. 245, BayRS 2210–1–1–WFK),
zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 8. Juli
2008 (GVBl S. 369),

das Bayerische Staatsministerium für Unterricht
und Kultus im Einvernehmen mit dem Bayeri-
schen Staatsministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst,

folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Qualifikation für ein
Studium an den Hochschulen des Freistaates Bayern
und den staatlich anerkannten nichtstaatlichen
Hochschulen (Qualifikationsverordnung – QualV)
vom 2. November 2007 (GVBl S. 767, BayRS 
2210–1–1–3–UK/WFK) wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird in der Überschrift
des § 30 das Wort „besonders“ gestrichen.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 2 werden nach dem Wort „anerkannten“
jeweils die Worte „Fachoberschule oder“ ein-
gefügt.

b) In Nr. 5 wird der Strichpunkt durch einen
Punkt ersetzt.

c) Nr. 6 wird aufgehoben.

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 werden nach dem Wort „anerkannten“
die Worte „Fachoberschule oder“ eingefügt.

b) Nr. 3 wird aufgehoben.

c) Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 3 und erhält fol-
gende Fassung:

„3. Zeugnis über die Abschlussprüfung am
Staatsinstitut für die Ausbildung von För-
derlehrern zusammen mit einer Urkunde
des Staatsministeriums für Unterricht und
Kultus über den Erwerb der fachgebunde-
nen Hochschulreife gemäß § 24 der Studien-
ordnung für das Staatsinstitut für die Aus-
bildung von Förderlehrern (Förderlehrer-
studienordnung – FölSO) vom 24. Juni 2008
(GVBl S. 399, BayRS 2038–3–4–9–1–UK) in
der jeweils geltenden Fassung,“.

d) Die bisherige Nr. 5 wird Nr. 4; nach dem
Klammerzusatz „(GVBl S. 436, ber. S. 516,
BayRS 2038–3–4–8–7–UK)“ werden die Worte
„in der jeweils geltenden Fassung“ eingefügt.

e) Die bisherige Nr. 6 wird Nr. 5.

4. In § 5 Nr. 1 werden nach dem Wort „Lehramtsstu-
diengängen“ die Worte „und zu Diplom-,
Bachelor- und Masterstudiengängen für Berufs-
und Wirtschaftspädagogen“ eingefügt.

5. In § 6 Abs. 1 Nr. 4 werden nach den Worten
„Hochschulreife einer“ die Worte „öffentlichen
oder staatlich anerkannten Fachoberschule oder“
eingefügt.

6. In § 7 Nr. 5 wird jeweils das Wort „Baden-Würt-
temberg“ durch das Wort „Sachsen“ ersetzt.

7. In § 8 Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort „einer“
die Worte „öffentlichen oder staatlich anerkann-
ten Fachoberschule oder“ eingefügt.

8. In § 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 wird jeweils
das Wort „besonders“ gestrichen.

9. § 21 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird in Nr. 6 der Punkt durch einen
Strichpunkt ersetzt und es werden folgende
Nrn. 7 bis 9 angefügt:

„7. einer öffentlichen oder staatlich aner-
kannten Berufsfachschule im Rahmen des
Schulversuchs zur Erprobung der Doppel-
qualifizierung Berufsausbildung und
Fachhochschulreife an Berufsfachschulen
des Gesundheitswesens;

8. einer öffentlichen oder staatlich aner-
kannten Berufsfachschule im Rahmen des
Schulversuchs zur Erprobung neuer
Ausbildungsangebote in Pflegeberufen;

9. der Staatlichen Berufsfachschule für Assis-
tenten für Hotel- und Tourismusmanage-
ment in Wiesau.“

2210–1–1–3–UK/WFK

Verordnung
zur Änderung der

Qualifikationsverordnung

Vom 25. September 2008

 



b) In Satz 2 werden die Worte „§ 56 Abs. 2 in Ver-
bindung mit § 54 Abs. 3 der Schulordnung für
die Fachoberschulen und Berufsoberschulen in
Bayern (Fachober- und Berufsoberschulord-
nung – FOBOSO) vom 10. März 1998 (GVBl 
S. 157, BayRS 2236–7–1–1–UK/2236–8–1–1–UK)“
durch die Worte „§ 76 Abs. 2 in Verbindung
mit § 74 Abs. 3 der Schulordnung für die
Berufliche Oberschule – Fachoberschulen und
Berufsoberschulen – (Fachober- und Berufs-
oberschulordnung – FOBOSO) vom 28. August
2008 (GVBl S. 590, BayRS 2236–7–1–UK)“
ersetzt.

10. § 30 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „besonders“
gestrichen.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „nach dem 
31. Dezember 1994“ gestrichen.

bb) In Satz 2 werden das Wort „ferner“ und
die Worte „ein erheblich über dem Durch-
schnitt liegendes Ergebnis nachgewiesen
wird und“ gestrichen.

cc) Die Sätze 3 und 4 werden aufgehoben.

11. § 32 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Halbsatz 1 werden die Worte „einzelne
Studiengänge“ durch die Worte „Studiengän-
ge, die zu einem ersten berufsqualifizierenden
Hochschulabschluss führen,“ ersetzt.

b) In Halbsatz 2 werden nach dem Wort „Lehr-
amtsstudiengängen“ die Worte „und bei
Diplom-, Bachelor- und Masterstudiengängen
für Berufs- und Wirtschaftspädagogen“ einge-
fügt.

12. § 36 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

b) Es wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Die Zeugnisse der im Rahmen des
Schulversuchs zur Erprobung der Jahrgangs-
stufe 13 an Fachoberschulen erworbenen fach-
gebundenen Hochschulreife einer öffentlichen
Fachoberschule, gegebenenfalls in Verbindung
mit dem Zeugnis über den Nachweis der not-
wendigen Kenntnisse in einer zweiten Fremd-
sprache, welche nach § 2 Nr. 6 und § 4 Nr. 3 der
Qualifikationsverordnung in ihrer bis zum 
31. August 2008 geltenden Fassung den Zu-
gang zu den Hochschulen im Freistaat Bayern
eröffnet haben, gelten als Nachweis der Hoch-
schulzugangsberechtigung im bisherigen Um-
fang fort.“

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Sep-
tember 2008 in Kraft.

München, den 25. September 2008

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Thomas  G o p p e l ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Siegfried  S c h n e i d e r ,  Staatsminister
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Auf Grund von Art. 15 Satz 4, Art. 45 Abs. 2 Satz 4,
Art. 89 und 128 Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über
das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000
(GVBl S. 414, ber. S. 632, BayRS 2230–1–1–UK), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 22. Juli 2008 (GVBl S. 467),
erlässt das Bayerische Staatsministerium für Unter-
richt und Kultus folgende Verordnung:

§ 1

Die Schulordnung für die zweijährigen Fachschu-
len (Fachschulordnung – FSO) vom 6. September 1985
(GVBl S. 555, ber. S. 662, BayRS 2236–6–1–1–UK), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 26. Juni 2001
(GVBl S. 341), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) § 52 erhält folgende Fassung: 

„§ 52 Lehrer, Aufgaben der Lehrerkonferenz“.

b) In § 56 wird das Wort „Tagesordnung“ durch
das Wort „Beschlussfassung“ ersetzt.

c) §§ 57 bis 60 werden aufgehoben.

d) Nach § 64 wird folgender § 64a eingefügt: 

„§ 64a Überschulische Zusammenarbeit, Be-
zirksschülersprecher“.

e) Die Überschrift des Neunten Teils erhält fol-
gende Fassung: 

„Sammlungen und Spenden“.

f) §§ 67 und 69 bis 72 werden aufgehoben.

2. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1.01 werden die Worte „mit den
Schwerpunkten 

– Hochbau 

– Tiefbau“ 

gestrichen.

b) In Nr. 1.05 werden die Worte „mit den
Schwerpunkten 

– Drucktechnik 

– Medientechnik“ 

gestrichen.

c) In Nr. 1.06 werden die Worte „mit den Schwer-
punkten 

– Datenverarbeitungstechnik 

– Energie- und Automatisierungstechnik 

– Kommunikationstechnik“ 

gestrichen.

d) In Nr. 1.13 werden die Worte „mit den Schwer-
punkten 

– Betriebstechnik 

– Automatisierungstechnik 

– Holzbau“ 

gestrichen.

e) In Nr. 1.15 wird das Wort „Keramiktechnik“
durch die Worte „Werkstoff- und Prüftechnik“
ersetzt.

f) In Nr. 3.05 werden die Worte „Porzellan und
industrielle Formengestaltung mit den
Schwerpunkten

– Dekorentwurf 

– Formenentwurf“ 

durch das Wort „Produktdesign“ ersetzt.

3. § 5 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Abweichend von Satz 1 kann in die Meister-
schule für Holzbildhauer auch aufgenommen
werden, wer erfolgreich eine Gesellenprüfung
als Holzbildhauer abgelegt hat.“ 

b) Es wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Die Aufnahme in die Fachschule für Pro-
duktdesign setzt den Abschluss der Berufs-
fachschule für Produktdesign voraus.“

4. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 und 3 wird jeweils das Wort „Pflicht-
fächern“ durch die Worte „Pflicht- und Wahl-
pflichtfächern“ ersetzt. 

b) In Abs. 5 wird das Wort „Pflichtfächer“ durch

2236–6–1–1–UK

Siebte Verordnung
zur Änderung der

Fachschulordnung

Vom 26. September 2008
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die Worte „Pflicht- und Wahlpflichtfächer“
ersetzt.

5. In § 9 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Wahlfächern“
durch die Worte „Wahlpflicht- und Wahlfächern“
ersetzt.

6. § 12 Abs. 2 wird aufgehoben; die Absatzbezeich-
nung im bisherigen Abs. 1 entfällt.

7. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird nach dem Wort „Kurzarbeiten,“
das Wort „Dokumentationen,“ eingefügt. 

b) Dem Abs. 2 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„4Im Fach Projektarbeit sind mindestens zwei
mündliche Leistungsnachweise zu erheben
sowie eine Dokumentation zu erstellen.“ 

8. § 23 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Wort „Pflichtfächern“
durch die Worte „Pflicht- und Wahlpflichtfä-
chern (Vorrückungsfächer)“ ersetzt. 

b) In Satz 2 wird das Wort „Pflichtfach“ durch
das Wort „Vorrückungsfach“ und das Wort
„Pflichtfächern“ durch das Wort „Vorrück-
ungsfächern“ ersetzt. 

9. In § 24 wird jeweils das Wort „Pflichtfächern“
durch das Wort „Vorrückungsfächern“ und das
Wort „Pflichtfächer“ durch das Wort „Vorrück-
ungsfächer“ ersetzt. 

10. In § 27 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Pflichtfä-
chern“ durch die Worte „Pflicht- und Wahl-
pflichtfächern“ ersetzt.

11. § 30 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Weisen die Stundentafeln der Anlage 1 keine
Wahlpflichtfächer aus, erstreckt sich die
schriftliche und gegebenenfalls praktische
Abschlussprüfung auf den gesamten Unter-
richtsstoff der Fächer, die in den Stunden-
tafeln der Anlage 1 als Prüfungsfächer ausge-
wiesen sind.“ 

b) Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Weisen die Stundentafeln der Anlage 1
Wahlpflichtfächer aus, wählen die Schüler
spätestens zum Ende des der Abschlussprü-
fung vorhergehenden Schulhalbjahres aus den
in den Stundentafeln der Anlage 1 genannten
Fächern vier schriftliche Prüfungsfächer im
angegebenen Umfang aus. 2Hierbei sind sie
auf den Kanon der im jeweiligen Schuljahr
von der besuchten Fachschule angebotenen
Fächer beschränkt. 3Die Schüler wählen
schriftlich.“ 

c) Die bisherigen Abs. 2 und 3 werden Abs. 3 
und 4.

12. In § 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 2 wird jeweils
das Wort „Pflichtfach“ durch die Worte „Pflicht-
oder Wahlpflichtfach“ ersetzt.

13. In § 33 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Pflichtfach“
durch das Wort „Vorrückungsfach“ und das Wort
„Pflichtfächern“ durch das Wort „Vorrückungs-
fächern“ ersetzt.

14. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 1 wird jeweils das Wort
„Pflichtfächer“ durch das Wort „Vorrückungs-
fächer“ ersetzt. 

b) Abs. 6 wird aufgehoben. 

15. § 44 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Andere
Bewerber haben“ durch die Worte „Weisen die
Stundentafeln der Anlage 1 keine Wahlpflicht-
fächer aus, haben andere Bewerber“ ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Weisen die Stundentafeln der Anlage 1
Wahlpflichtfächer aus, wählen die Bewerber
aus den in den Stundentafeln der Anlage 1
genannten Fächern vier schriftliche Prüfungs-
fächer im angegebenen Umfang aus. 2Es kön-
nen nur solche Fächer gewählt werden, die
auch Schüler nach § 30 Abs. 2 Satz 1 gewählt
haben. 3Darüber hinaus haben sie in allen
anderen Pflichtfächern und Wahlpflichtfä-
chern im Umfang der für Schüler vorgesehe-
nen Wochenstunden schriftliche Aufgaben mit
einer Bearbeitungszeit von einer bis zwei
Zeitstunden je Fach zu bearbeiten oder ent-
sprechende praktische Leistungen zu erbrin-
gen. 4Es können nur solche Wahlpflichtfächer
gewählt werden, die in der Fachschule, an der
die Prüfung abgelegt wird, im laufenden
Schuljahr unterrichtet wurden. 5Abs. 1 Satz 2
Halbsatz 2 und Satz 3 gelten entsprechend.“ 

c) Die bisherigen Abs. 2 bis 4 werden Abs. 3 bis 5.

16. § 45 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 4 wird der Punkt durch ein Komma
ersetzt.

b) Folgende Nr. 5 wird angefügt:

„5. gegebenenfalls eine Erklärung, welche
Prüfungsfächer der Bewerber wählt.“

17. In § 46 Abs. 1 Satz 4 werden die Worte „Abs. 3
und 4“ durch die Worte „Abs. 4 und 5“ ersetzt. 

18. § 47 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „Abs. 2“ durch die
Worte „Abs. 3“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „Abs. 3“ durch die
Worte „Abs. 4“ ersetzt. 

19. § 51 erhält folgende Fassung:
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„§ 51

Schulleiter

(1) 1Der Schulleiter (Direktor) trägt die päda-
gogische, organisatorische und rechtliche Ge-
samtverantwortung und übt das Hausrecht in der
Schulanlage aus. 2Der Schulleiter erlässt unter
Mitwirkung der Personalvertretung, des Schüler-
sprechers und des Aufwandsträgers eine Haus-
ordnung.

(2) 1Der Schulleiter entscheidet auch über
Sammelbestellungen, die Verbreitung von Druck-
schriften und Plakaten sowie im Einvernehmen
mit dem Aufwandsträger über die Zulässigkeit
von Bild-, Film-, Fernseh- und Tonaufnahmen in
der Schule. 2Die Entscheidung über Durch-
führung und Verbindlichkeit von Schulver-
anstaltungen trifft unbeschadet § 52 Nr. 2 der
Schulleiter.

(3) 1Keiner Genehmigung bedürfen Erhebun-
gen der Schulaufsichtsbehörden, des Bayerischen
Landesamts für Statistik und Datenverarbeitung
und des jeweiligen Aufwandsträgers im Rahmen
seiner Aufgaben. 2Erhebungen, die nicht nur
schulintern sind, bedürfen der Genehmigung der
Schulaufsichtsbehörde. 3Bezieht sich die Erhe-
bung auch auf Schulen, die der unmittelbaren
Schulaufsicht des Staatsministeriums unterste-
hen, oder auch auf Schulen außerhalb des
Zuständigkeitsbereichs der Schulaufsichtsbehör-
de, trifft die Entscheidung das Staatsministe-
rium. 4Art. 85 BayEUG bleibt unberührt.

(4) Soweit diese Schulordnung keine andere
Zuständigkeit festlegt, entscheidet der Schul-
leiter.“

20. § 53 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Der Schulleiter kann beschließen, dass
bei der Beratung einzelner Tagesordnungs-
punkte Dritte hinzugezogen werden, soweit
dies angezeigt ist. 2Art. 62 Abs. 5 Satz 3 Halb-
satz 2 BayEUG bleibt unberührt.“

b) Es wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) 1Über jede Sitzung ist eine Nieder-
schrift zu erstellen. 2Die Mitglieder der Leh-
rerkonferenz sowie die nach Abs. 2 Hinzu-
gezogenen haben das Recht, die Niederschrift
einzusehen. 3Die Niederschrift ist acht Jahre
aufzubewahren.“

21. Dem § 54 Abs. 3 werden folgende Sätze 4 und 5
angefügt:

„4Jedes Mitglied kann die Behandlung zusätzli-
cher Tagesordnungspunkte beantragen. 5Wider-
spricht ein Drittel der Mitglieder der Behandlung
eines zusätzlichen Tagesordnungspunkts, so ist
die Angelegenheit auf die Tagesordnung der
nächsten Sitzung zu setzen.“

22. In § 55 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Neben-
amtlich oder nebenberuflich tätigte“ durch die

Worte „Mit weniger als der Hälfte der Unter-
richtspflichtzeit beschäftigte“ ersetzt. 

23. § 56 erhält folgende Fassung:

„§ 56

Beschlussfassung

(1) 1Die Lehrerkonferenz ist beschlussfähig,
wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß gela-
den sind und die Mehrheit der zur Teilnahme ver-
pflichteten Mitglieder anwesend ist. 2Wird die
Lehrerkonferenz zum zweiten Mal zur Behand-
lung desselben Gegenstands zusammengerufen,
so ist sie insoweit ohne Rücksicht auf die Zahl
der Erschienenen beschlussfähig. 3Bei der zwei-
ten Einladung muss auf diese Bestimmung hinge-
wiesen werden. 4Art. 87 Abs. 1 Satz 2 und Art. 88
Abs. 1 Satz 3 BayEUG bleiben unberührt.

(2) 1Stimmberechtigt sind alle Mitglieder der
Lehrerkonferenz, es sei denn, es besteht die
Besorgnis der Befangenheit nach Art. 21 des Bay-
erischen Verwaltungsverfahrensgesetzes. 2Die
anwesenden stimmberechtigten Lehrer sind bei
Abstimmungen zur Stimmabgabe verpflichtet.
3Dies gilt nicht für nach Art. 86 Abs. 9 BayEUG
eingeschaltete Lehrer.

(3) 1Beschlüsse werden in offener Abstimmung
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim-
men gefasst; Art. 87 Abs. 1 Satz 1 und Art. 88
Abs. 1 Satz 2 BayEUG bleiben unberührt. 2Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsit-
zenden den Ausschlag.

(4) Besteht mehr als die Hälfte der Mitglieder
der Lehrerkonferenz aus mit weniger als der
Hälfte der Unterrichtspflichtzeit beschäftigten
Lehrern, so sind Beschlüsse nur wirksam, wenn
sie auch von der Mehrheit der abgegebenen Stim-
men der mit mindestens der Hälfte der Unter-
richtspflichtzeit beschäftigten Lehrern unter-
stützt werden.“

24. §§ 57 bis 60 werden aufgehoben.

25. Nach § 64 wird folgender § 64a eingefügt:

„§ 64a

Überschulische Zusammenarbeit,
Bezirksschülersprecher
(vgl. Art. 62 BayEUG)

(1) Die Schülervertretungen mehrerer Schulen
können gemeinsam Veranstaltungen durchführen
oder zum Austausch von Erfahrungen und zur
gemeinsamen Aussprache zusammentreten. 

(2) 1Für den Erfahrungsaustausch und die
Erörterung von Wünschen und Anregungen fin-
det in der Regel einmal im Jahr eine Zusammen-
kunft der Schülersprecher mit der Schulauf-
sichtsbehörde statt. 2Die Gesamtleitung bei den
Aussprachetagungen hat ein Vertreter der Schul-
aufsichtsbehörde. 
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„1.01 Fachrichtung Bautechnik

Fächer Wochenstunden

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Pflichtfächer

Deutsch 1) 2 -

Englisch 1) 2 2

Mathematik I 5 -

Mathematik II 1)2) - 2

Wirtschafts- und Sozialkunde 1) 2 -

Betriebspsychologie 2 -

Betriebswirtschaft - 2

Datenverarbeitung 2 -

Bauphysik 3 -

Baustofftechnologie 4 -

Baukonstruktion 4 -

CAD 2 -

Baurecht und Bauplanung 4)5) 2 4

Darstellende Geometrie 2 -

Baugeschichte - 1

Baustatik 3 -

Stahlbetonbau 4)5) - 3

Vermessung 2 -

37 14

- + 20 Wochenstunden
Wahlpflichtfächer 3)

37 34

(3) 1Die Bezirksschülersprecher und deren
Stellvertreter werden jeweils für ein Schuljahr
gewählt. 2Über das Wahlverfahren entscheiden
die Schülersprecher der Berufsschulen, Berufs-
fachschulen, Wirtschaftsschulen, Fachschulen
und Fachakademien des Regierungsbezirks im
Einvernehmen mit der Schulaufsichtsbehörde.
3Die Bezirksschülersprecher führen die Geschäfte
bis zur Wahl der neuen Bezirksschülersprecher
weiter. 4§ 64 Abs. 3 Satz 1 gilt entsprechend.“

26. In § 65 Abs. 3 Satz 6 wird das Wort „Schul-
halbjahr“ durch das Wort „Schuljahr“ ersetzt. 

27. Die Überschrift des Neunten Teils erhält folgen-
de Fassung: 

„Sammlungen und Spenden“

28. §§ 67 und 69 bis 72 werden aufgehoben.

29. Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 1.01 (Fachrichtung Bautechnik) erhält fol-
gende Fassung:
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Fächer Wochenstunden

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Wahlpflichtfächer

Hochbaukonstruktion 4)5) - 4

Ausführungsplanung - 2

Planen und Gestalten - 2

Holzbau/CAD - 3

Ausbau/Trockenbau - 2

Technische Gebäudeausrüstung 4)5) - 3

Energetische Nachweise 4)5) - 4

Bauen im Bestand 4)5) - 3

Straßen- und Brückenbau 4)5) - 4

Tiefbau/CAD - 2

Straßenunterhalt - 2

Straßenbauvermessung - 2

Wasserbau und Siedlungswasserbau 4)5) - 3

Geotechnik  4)5) - 3

Baubetrieb 4)5) - 3

Arbeitsvorbereitung - 3

Bauvertragsrecht 4)5) - 3

Unternehmensgründung und -führung - 2

Schlüsselfertiges Bauen - 2

Projektmanagement - 2

Facilitymanagement - 2

Qualitäts- und Umweltmanagement - 2

Holzbaustatik 4)5) - 2

Bemessung von Tragwerken 4)5) - 3

Baubiologie - 2

Bauen in Europa - 2

Betriebliches Rechnungswesen - 2

Projektarbeit - 3

Technisches Englisch - 3

Berufs- und Arbeitspädagogik - 2

1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen.

2) In dem Fach ist die schriftliche Ergänzungsprüfung abzulegen. Das Fach kann abgewählt werden;
die Gesamtzahl der Wochenstunden des 2. Schuljahres verringert sich dann auf 32.

3) Die Schüler wählen Fächer im vorgeschriebenen Umfang spätestens zum Ende des 1. Schuljahres aus den von der Schule im Rahmen des
vom Staatsministerium vorgegebenen Budgets angebotenen Wahlpflichtfächern.

4) Mögliche Abschlussprüfungsfächer, von denen vier ausgewählt werden müssen.

5) Die Summe der Wochenstunden für die vier gewählten Abschlussprüfungsfächer beträgt mindestens 10.“



„1.05 Fachrichtung Druck- und Medientechnik

Fächer Wochenstunden

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Pflichtfächer

Deutsch 1) 2 -
Englisch 1) 2 2
Mathematik I 5 -
Mathematik II 1) 2) - 2
Wirtschafts- und Sozialkunde 1) 2 -
Physik 2 -
Chemie 1 -
Betriebliches Rechnungswesen 4) 5) 4 4
Betriebspsychologie - 3
Informationstechnik 2 -
Datenverarbeitung 6 6
Mediendesign I 2 -
Drucktechnik I 5 -
Druckweiterverarbeitung I 2 -
Projektmanagement 2 -

37 17

- + 17 Wochenstunden
Wahlpflichtfächer 3)

37 34

Wahlpflichtfächer

Marketing - 2
Informationstechnik - Medien 4) 5) - 3
Informationstechnik - Druck 4) 5) - 3
Medienorientierte Datenverarbeitung 4) 5) - 3
Druckbezogene Datenverarbeitung 4) 5) - 3
Mediendesign II - 2
Drucktechnik II 4) 5) - 3
Druckweiterverarbeitung II 4) 5) - 2
Qualitätsmanagement 4) 5) - 3
Auftragsmanagement 4) 5) - 4
Arbeitssicherheit - 2
Medienrecht - 1
Projektarbeit - 3
Technisches Englisch - 3
Berufs- und Arbeitspädagogik - 3

1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen.

2) In dem Fach ist die schriftliche Ergänzungsprüfung abzulegen. Das Fach kann abgewählt werden; die Gesamtzahl der Wochenstunden des
2. Schuljahres verringert sich dann auf 32. 

3) Die Schüler wählen Fächer im vorgeschriebenen Umfang spätestens zum Ende des 1. Schuljahres aus den von der Schule im Rahmen des
vom Staatsministerium vorgegebenen Budgets angebotenen Wahlpflichtfächern. 

4) Mögliche Abschlussprüfungsfächer, von denen vier ausgewählt werden müssen. 

5) Die Summe der Wochenstunden für die vier gewählten Abschlussprüfungsfächer beträgt mindestens 10.“
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b) Nr. 1.05 (Fachrichtung Druck- und Medien-

technik) erhält folgende Fassung:



„1.06 Fachrichtung Elektrotechnik

Fächer Wochenstunden

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Pflichtfächer

Deutsch 1) 2 -

Englisch 1) 2 2

Mathematik I 5 -

Mathematik II 1) 2) - 2

Wirtschafts- und Sozialkunde 1) 2 -

Betriebspsychologie - 2

Betriebswirtschaftliche Prozesse - 2

Chemie und Werkstoffkunde 2 -

Grundlagen der Elektronik 5 -

Grundlagen der Elektrotechnik 7 -

Physik 4 -

Informationstechnik 4 -

Messtechnik 4 -

37 8

- + 26 Wochenstunden 
Wahlpflichtfächer 3)

37 34

Wahlpflichtfächer

Computergestützte Messtechnik 4) 5) - 2 

Mechatronische Systeme 4) 5) - 3

Angewandte mechatronische Systeme 4) 5) - 3 

Regelungstechnik 4) 5) - 3

Steuerungstechnik 4) 5) - 3 

Automatisierungstechnik 4) 5) - 3

Elektrische Maschinen und Antriebe 4) 5) - 3

Elektrische Anlagen 4) 5) - 3

Energietechnik 4) 5) - 2

Leistungselektronik 4) 5) - 2

Elektromagnetische Verträglichkeit 4) 5) - 2

Nachrichtentechnik 4) 5) - 3

Übertragungstechnik 4) 5) - 3

Softwareentwicklung 4) 5) - 3

Netzwerktechnik 4) 5) - 3

Datenbanken 4) 5) - 3

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 22/2008 793

c) Nr. 1.06 (Fachrichtung Elektrotechnik) erhält

folgende Fassung:
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Fächer Wochenstunden

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Internettechnologien 4) 5) - 2

Mikrocontrollertechnik 4) 5) - 3

Industrielle Bildverarbeitung 4) 5) - 3

CAD und CAE 4) 5) - 3

Schaltungstechnik 4) 5) - 3

Arbeitssicherheit - 2

Umwelt- und Qualitätsmanagement 4) 5) - 2

Systemadministration 4) 5) - 2

Kommunikationstechnik 4) 5) - 3

Mathematische Methoden der Elektrotechnik - 2

Datenverarbeitungstechnik 4) 5) - 3

Projektarbeit - 3

Technisches Englisch - 3

Berufs- und Arbeitspädagogik - 2

1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen.

2) In dem Fach ist die schriftliche Ergänzungsprüfung abzulegen. Das Fach kann abgewählt werden; die Gesamtzahl der Wochenstunden des
2. Schuljahres verringert sich dann auf 32. 

3) Die Schüler wählen Fächer im vorgeschriebenen Umfang spätestens zum Ende des 1. Schuljahres aus den von der Schule im Rahmen des
vom Staatsministerium vorgegebenen Budgets angebotenen Wahlpflichtfächern. 

4) Mögliche Abschlussprüfungsfächer, von denen vier ausgewählt werden müssen. 

5) Die Summe der Wochenstunden für die vier gewählten Abschlussprüfungsfächer beträgt mindestens 10.“



„1.13 Fachrichtung Holztechnik

Fächer Wochenstunden

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Pflichtfächer

Deutsch 1) 2 -

Englisch 1) 2 2

Mathematik I 5 -

Mathematik II 1) 2) - 2

Betriebspsychologie - 2

Wirtschafts- und Sozialkunde 1) 2 -

Computergestütztes Konstruieren 2 -

Datenverarbeitung 2 -

Elektrotechnik 2 -

Fertigungstechnik 4) 5) 4 2

Holzbearbeitungsmaschinen 3 -

Holzphysik 2 -

Kalkulation 4) 5) 1 2

Physik 3 -

Statik und Festigkeitslehre 2 -

Technologie der Werkstoffe 4 -

36 10

- + 25 Wochenstunden 
Wahlpflichtfächer 3)

36 35

Wahlpflichtfächer

Automatisierungstechnik 4) 5) - 5

Bauelemente 4) 5) - 5

Bauphysik 4) 5) - 5

Baurecht und Brandschutz 4) 5) - 3

Baustatik 4) 5) - 3

Betriebsorganisation 4) 5) - 4

Betriebswirtschaftslehre 4) 5) - 3

CAD-CAM 4) 5) - 2

Computersysteme 4) 5) - 3

Entwerfen und Gestalten 4) 5) - 3

Handel und Logistik - 2

Haustechnik 4) 5) - 2

Holzbaufertigung 4) 5) - 3

Holzbaukonstruktion 4) 5) - 5
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d) Nr. 1.13 (Fachrichtung Holztechnik) erhält fol-
gende Fassung:



Fächer Wochenstunden

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Holzbearbeitungsmaschinen und 
Vorrichtungsbau 4) 5) - 3

Innenausbau und Trockenbau 4) 5) - 3

Marketing 4) 5) - 2

Maschinentechnik 4) 5) - 3

Möbelfertigung 4) 5) - 3

Möbelkonstruktion 4) 5) - 2

Präsentationstechniken - 2

Produktionsplanung und -steuerung 
Holzbau 4) 5) - 3

Produktionsplanung und -steuerung 
Möbelfertigung 4) 5) - 4

Recht 4) 5) - 3

Sägewerkstechnik 4) 5) - 3

Statistik und Qualitätssicherung - 2

Steuerungstechnik 4) 5) - 2

Umwelt- und Qualitätsmanagement 4) 5) - 2

Unternehmensführung - 3

Projektarbeit - 3

Technisches Englisch - 3

Berufs- und Arbeitspädagogik - 3

1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen.

2) In dem Fach ist die schriftliche Ergänzungsprüfung abzulegen. Das Fach kann abgewählt werden; die  Gesamtzahl der Wochenstunden des
2. Schuljahres verringert sich dann auf 33. 

3) Die Schüler wählen Fächer im vorgeschriebenen Umfang spätestens zum Ende des 1. Schuljahres aus den von der Schule im Rahmen des
vom Staatsministerium vorgegebenen Budgets angebotenen Wahlpflichtfächern. 

4) Mögliche Abschlussprüfungsfächer, von denen vier ausgewählt werden müssen.

5) Die Summe der Wochenstunden für die vier gewählten Abschlussprüfungsfächer beträgt mindestens 10.“

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 22/2008796



„1.15 Fachrichtung Werkstoff- und Prüftechnik

Fächer Wochenstunden

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Pflichtfächer

Mathematik I 5 -

Mathematik II 1) 2) - 2

Physik 3 -

Chemie 2 -

Werkstoffkunde 4) 5) 2 2

Datenverarbeitung 3 -

Technische Kommunikation 2 -

Verfahrens- und Prüftechnik 5 -

Technische Mechanik 2 -

Automatisierungstechnik 4) 5) 2 3

Qualitätssicherung 4) 5) 2 2

Betriebswirtschaftslehre 2 2

Wirtschafts- und Sozialkunde 1) 2 -

Betriebspsychologie - 2

Deutsch 1) 2 -

Englisch 1) 2 2

36 15

- + 24 Wochenstunden 
Wahlpflichtfächer 3)

36 39

Wahlpflichtfächer

Fertigungstechnik 4) 5) - 3

Werkstofftechnik 4) 5) - 3

Materialografie 4) 5) - 4

Thermische Analyse 4) 5) - 2

Betriebliche Kommunikation - 2

Labormanagement 4) 5) - 2

Personalmanagement - 2

Zerstörendes Prüfverfahren 4) 5) - 3

Zerstörungsfreie Prüfverfahren 4) 5) - 3

Thermografie 4) 5) - 3

Thermische Verfahrenstechnik 4) 5) - 3

Mechanische Verfahrenstechnik 4) 5) - 2

Chemische Verfahrenstechnik 4) 5) - 2
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e) Nr. 1.15 (Fachrichtung Keramiktechnik) erhält
folgende Fassung:



Fächer Wochenstunden

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Automatische Verfahrenstechniken - 1

Technisches Englisch - 3

Bodenphysikalische Kennwerte - 1

Gesteinskörnung - 1

Erstprüfung von Asphalten 4) 5) - 2

Dauerhaftigkeit von Asphalten - 1

Erstprüfung von Beton 4) 5) - 2

Sonderbetone - 1

Mörtel - 1

Konformitätsnachweis und Bewertung - 1

Anorganische Bindemittel - 1

Silikatkeramik - 2

Technische Keramik 4) 5) - 2

Keramische Prüfverfahren - 2

Trocknen und Entbindern - 2

Sintern - 2

Keramische Aufbereitungstechnik - 2

Keramische Prozesssteuerung - 2

Keramische Oberflächentechniken - 1

Schadensanalyse - 2

Oberflächenrissprüfung - 1

Ultraschallprüfung - 1

Röntgenprüfung - 1

Wärmebehandlung - 1

1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen.

2) In dem Fach ist die schriftliche Ergänzungsprüfung abzulegen. Das Fach kann abgewählt werden; die Gesamtzahl der Wochenstunden des
2. Schuljahres verringert sich dann auf 37. 

3) Die Schüler wählen Fächer im vorgeschriebenen Umfang spätestens zum Ende des 1. Schuljahres aus den von der Schule im Rahmen des
vom Staatsministerium vorgegebenen Budgets angebotenen Wahlpflichtfächern. 

4)  Mögliche Abschlussprüfungsfächer, von denen vier ausgewählt werden müssen.

5) Die Summe der Wochenstunden für die vier gewählten Abschlussprüfungsfächer beträgt mindestens 10.“
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„1.18 Fachrichtung Maschinenbautechnik

Fächer Wochenstunden

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Pflichtfächer

Deutsch 1) 2 -

Englisch 1) 2 2

Mathematik I 5 -

Mathematik II 1) 2) - 2

Wirtschafts- und Sozialkunde 1) 2 -

Betriebspsychologie - 2

Physik 3 -

Werkstoffkunde und Chemie 4 -

Technische Mechanik 5 -

Konstruktion I 4 -

Informationstechnik 2 -

Maschinenelemente 4 2

Fertigungsverfahren 4) 5) - 2

Industriebetriebslehre 4) 5) - 3

Steuerungstechnik 4) 5) - 4

Elektrotechnik 4 -

37 17

- + 17 Wochenstunden 
Wahlpflichtfächer 3)

37 34

Wahlpflichtfächer

Kraft- und Arbeitsmaschinen 4) 5) - 3

Automatisierungstechnik 4) 5) - 3

Produktions- und Fertigungstechnik 4) 5) - 3

Werkzeugmaschinen 4) 5) - 3

Konstruktion II 4) 5) - 2

Entwicklung und Konstruktion 4) 5) - 4

Regelungstechnik 4) 5) - 2

Messtechnik 4) 5) - 2

Mechatronische Systeme 4) 5) - 3

Verfahren mechatronischer Systeme 4) 5) - 3

Technologie neuer Werkstoffe 4) 5) - 3

Regenerative Energien 4) 5) - 2
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f) Nr. 1.18 (Fachrichtung Maschinenbautechnik)
erhält folgende Fassung:

 



Fächer Wochenstunden

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Produktionsplanung und -steuerung 4) 5) - 2

Umwelt- und Qualitätsmanagement 4) 5) - 2

Projektmanagement - 2

Technisches Englisch - 3

Projektarbeit - 3

Berufs- und Arbeitspädagogik - 2

1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen.

2) In dem Fach ist die schriftliche Ergänzungsprüfung abzulegen. Das Fach kann abgewählt werden; die Gesamtzahl der Wochenstunden des
2. Schuljahres verringert sich dann auf 32.

3) Die Schüler wählen Fächer im vorgeschriebenen Umfang spätestens zum Ende des 1. Schuljahres aus den von der Schule im Rahmen des
vom Staatsministerium vorgegebenen Budgets angebotenen Wahlpflichtfächern. 

4) Mögliche Abschlussprüfungsfächer, von denen vier ausgewählt werden müssen.

5) Die Summe der Wochenstunden für die vier gewählten Abschlussprüfungsfächer beträgt mindestens 10.“
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„2.03 Meisterschule für Modellistik

Fächer Wochenstunden

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Pflichtfächer

Modegeschichte 2 2

Kollektionsgestaltung 8 8

Schnitttechnik 5 5

Modellieren 3 3

Atelierarbeit 14 14

Betriebswirtschaft und 

Rechnungswesen 2 3

Berufs- und Arbeitspädagogik 3 -

Wirtschafts- und Sozialkunde 1) - 2

Deutsch 1) 1 1

Datenverarbeitung 1 1

39 39

Zusatzfächer für den Erwerb der Fachhochschulreife

Englisch 1) 2) 3 3

Mathematik 1) - 3

Naturwissenschaftliche Grundlagen 3 -

Fächer des schriftlichen und praktischen Teils der Abschlussprüfung

Modegeschichte 

Kollektionsgestaltung 

Schnitttechnik

Modellieren

Atelierarbeit 

Betriebswirtschaft und Rechnungswesen

1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen.

2) In dem Fach ist die schriftliche Ergänzungsprüfung abzulegen.“
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g) Nr. 2.03 (Meisterschule für Modellistik) erhält
folgende Fassung:



„3.04 Fachschule für das Hotel- und Gaststättengewerbe

Fächer Wochenstunden

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Pflichtfächer

Deutsch 1) 2 2

Englisch 1) 2) 4) 5) 3 3

Wirtschafts- und Sozialkunde 1) 2 -

Buchführung und Abschluss 4) 5) 3 3

Kosten- und Leistungsrechnung 4) 5) 1 2

Finanzwirtschaft/Unternehmensbesteuerung 4) 5) - 3

Marketing 2 -

Wirtschaftsrecht 4) 5) 1 2

Volkswirtschaft 2 -

Personalwesen mit Arbeitsrecht 4) 5) 2 2

Hotelorganisation 4) 5) 2 2

Informationsverarbeitung 2 2

Lebensmitteltechnologie 2 -

24 21

+ 10 Wochenstunden + 12 Wochenstunden
Wahlpflichtfächer 3) Wahlpflichtfächer 3)

34 33

Wahlpflichtfächer

Branchensoftware 2 2

Catering 4) 5) - 2

Controlling 4) 5) - 2

Dienstleistungsmanagement 4) 5) - 2

Direktmarketing - 2

Eventmanagement 4) 5) - 2

Interkulturelle Kommunikation - 2

Kommunikation - 2

Makroökonomie - 2

Ökologische Betriebsführung - 2

Qualitätsmanagement 4) 5) - 2

Tourismus 4) 5) 2 2

Trendgastronomie - 1

Wellness 4) 5) - 2
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h) Nr. 3.04 (Fachschule für das Hotel- und Gast-
stättengewerbe) erhält folgende Fassung:



Fächer Wochenstunden

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Fachpraxis Küche 2 2

Fachpraxis Restaurant und Hotel 2 2

Französisch 4) 5) 3 3

Spanisch 4) 5) 3 3

Sonstige Fremdsprache 4) 5) 3 3

Business Englisch 2 2

Projektarbeit - 2

Berufs- und Arbeitspädagogik 2 -

Zusatzfächer für den Erwerb der Fachhochschulreife

Naturwissenschaftliche Grundlagen 3 -

Mathematik 1) - 3

1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen.

2) In dem Fach ist die schriftliche Ergänzungsprüfung abzulegen. 

3) Die Schüler wählen Fächer im vorgeschriebenen Umfang spätestens zum Ende des vorangehenden Schuljahres aus den von der Schule im
Rahmen des vom Staatsministerium vorgegebenen Budgets angebotenen Wahlpflichtfächern. 

4) Mögliche Abschlussprüfungsfächer. Die Abschlussprüfung umfasst eine Fremdsprache und drei weitere Prüfungsfächer.

5) Die Summe der Wochenstunden für die vier gewählten Abschlussprüfungsfächer beträgt mindestens 10.“
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„3.05 Produktdesign

Fächer Wochenstunden

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Pflichtfächer

Zeichnen und Malen 4 -

Gegenständliches Zeichnen - 4

Grafikdesign 4 -

Entwurf 4) 5) 2 3

Verpackungsdesign 4) 5) - 4

CAD 4 -

Gestaltungstechniken 12 -

Kunstgeschichte 2 -

Designgeschichte 2 -

Wirtschafts- und Sozialkunde 1) 2 -

Betriebspsychologie - 2

Deutsch 1) 2 -

Englisch 2 2

36 15

- + 23 Wochenstunden
Wahlpflichtfächer 3)

36 38

Wahlpflichtfächer

Modelltechnik I 4) 5) - 4

Modelltechnik II 4) 5) - 4

Modelltechnik III 4) 5) - 4

Gefäß- und Objektdesign I 4) 5) - 4

Gefäß- und Objektdesign II 4) 5) - 4

Objekt und Raum 4) 5) - 4

CAD und Prototypenbau I  4) 5) - 4

CAD und Prototypenbau II  4) 5) - 4

Ergonomie - 1

Sportartikel - 4

Fahrzeugausstattungen - 4

Einrichtungsgegenstände - 4

Keramik und Glas - 4

Relieftechnik 4) 5) - 3

Grafikanimation 4) 5) - 4
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i) Nr. 3.05 (Fachrichtung Porzellan und industri-
elle Formengestaltung) erhält folgende Fas-
sung:



Fächer Wochenstunden

1. Schuljahr 2. Schuljahr

Künstlerische Drucktechniken - 4

Maltechniken - 4

Trend- und Marktforschung 4) 5) - 2

Präsentationstechniken - 4

Designrecht - 1

Farbpsychologie - 1

Zusatzfächer zum Erwerb der Fachhochschulreife

Englisch 1) 2) - 3

Mathematik 1) - 3

Naturwissenschaftliche Grundlagen 1) 3 -

1) Das Fach ist in die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife einzubringen.

2) In dem Fach ist die schriftliche Ergänzungsprüfung abzulegen. 

3) Die Schüler wählen Fächer im vorgeschriebenen Umfang spätestens zum Ende des 1. Schuljahres aus den von der Schule im Rahmen des
vom Staatsministerium vorgegebenen Budgets angebotenen Wahlpflichtfächern. 

4) Mögliche Abschlussprüfungsfächer, von denen vier ausgewählt werden müssen. Aus den Fächern Modelltechnik, Gefäß- und Objektdesign
und CAD und Prototypenbau kann jeweils nur ein Fach als schriftliches Abschlussprüfungsfach gewählt werden.

5) Die Summe der Wochenstunden für die vier gewählten Abschlussprüfungsfächer beträgt mindestens 10.“

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 22/2008 805

30. Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 1.05 wird das Wort „Drucktechnik“
durch die Worte „Druck- und Medientechnik“
und werden die Worte „staatlich geprüfter
Drucktechniker/staatlich geprüfte Drucktech-
nikerin“ durch die Worte „staatlich geprüfter
Druck- und Medientechniker/staatlich geprüf-
te Druck- und Medientechnikerin“ ersetzt.

b) In Nr. 1.15 wird das Wort „Keramiktechnik“
durch die Worte „Werkstoff- und Prüftechnik“
und werden die Worte „staatlich geprüfter Ke-
ramiktechniker/staatlich geprüfte Keramik-
technikerin“ durch die Worte „staatlich ge-
prüfter Werkstoff- und Prüftechniker/staat-
lich geprüfte Werkstoff- und Prüftechnikerin“
ersetzt.

c) In Nr. 3.05 wird das Wort „Porzellan“ durch
das Wort „Produktdesign“ und werden die
Worte „staatlich geprüfter Dekorentwer-
fer/staatlich geprüfte Dekorentwerferin oder
staatlich geprüfter Formenentwerfer/staatlich
geprüfte Formenentwerferin“ durch die Worte
„staatlich geprüfter Produktdesigner/staatlich
geprüfte Produktdesignerin“ ersetzt.

§ 2

(1) § 1 Nrn. 1, 3, 6, 16, 17, 18 bis 28 und 30 treten
mit Wirkung vom 1. September 2008, im Übrigen tritt
diese Verordnung am 1. August 2009 in Kraft.

(2) 1Abweichend von Abs. 1 treten § 1 Nrn. 2, 4, 5,
7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15 und 29 für die Fachrich-
tungen Holztechnik, Werkstoff- und Prüftechnik und
Produktdesign mit Wirkung vom 1. August 2007, für
die Fachrichtungen Bautechnik, Druck- und Medien-
technik, Elektrotechnik sowie Maschinenbautechnik
insoweit mit Wirkung vom 1. August 2007 in Kraft,
als sie die neuen Stundentafeln schon anwenden.
2Auch soweit § 1 Nrn. 2, 4, 5, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14,
15 und 29 am 1. August 2009 in Kraft treten, können
die Schulen ab dem Schuljahr 2008/09 hiernach ver-
fahren.

München, den 26. September 2008

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Siegfried  S c h n e i d e r ,  Staatsminister
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Auf Grund von Art. 44 Abs. 2 Satz 1, Art. 45 Abs. 2
Satz 1 und 4, Art. 49 Abs. 1 Satz 2, Art. 30 Abs. 1 Satz 7,
Art. 53 Abs. 4 Satz 2, Art. 55 Abs. 1 Nr. 6, Art. 58 Abs. 6,
Art. 62 Abs. 9, Art. 46 Abs. 1 Satz 1, Art. 84 Abs. 1 Satz 2,
Art. 89, Art. 128 Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über
das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000
(GVBl S. 414, ber. S. 632, BayRS 2230–1–1–UK), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 22. Juli 2008 (GVBl S. 467),
erlässt das Bayerische Staatsministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst folgende Verordnung:
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Erster Teil

Allgemeines
(vgl. Art. 1 bis 3 und 13 BayEUG)*)

§ 1

Geltungsbereich

(1) Diese Schulordnung gilt für die öffentlichen
Berufsfachschulen für Musik.

(2) Für Ersatzschulen gilt diese Schulordnung im
Rahmen der Art. 90, 92 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 5 Sätze 1
und 2 und Art. 93 BayEUG, für staatlich anerkannte
Ersatzschulen gilt sie darüber hinaus im Rahmen des
Art. 100 Abs. 2 BayEUG.

§ 2

Aufgaben, Fachrichtungen

(1) 1Die Berufsfachschule für Musik vermittelt in
zweijährigem Vollzeitunterricht eine Ausbildung, die
vornehmlich zur Übernahme verantwortlicher Auf-
gaben im Bereich der Laienmusik und der nebenbe-
ruflichen Kirchenmusik befähigt. 2Die Ausbildung
dient gleichzeitig der Vorbereitung auf die Eignungs-
prüfung zur Aufnahme an einer Hochschule für Mu-
sik.

(2) Die Ausbildung gliedert sich in die Fachrich-
tungen „Klassik“, „Kirchenmusik“, „Rock, Pop,
Jazz“, „Musical“ und „Volksmusik“.   

*) Diese Hinweise auf Artikel des Bayerischen Gesetzes über das
Erziehungs- und Unterrichtswesen sind lediglich redaktioneller
Art.
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(3) Die Berufsfachschule für Musik kann außerdem
eine pädagogische Zusatzqualifikation, die zur Un-
terrichtserteilung in der Unter- und Mittelstufe an
Musik- und Singschulen im absolvierten Hauptfach
befähigt (Pädagogisches Aufbaujahr), sowie eine ver-
tiefte künstlerische Ausbildung (Künstlerisches
Aufbaujahr) anbieten; das jeweilige Aufbaujahr fin-
det als drittes Schuljahr statt.

(4) Durch den erfolgreichen Besuch der Berufs-
fachschule für Musik wird das Bildungsziel der Be-
rufsschule erreicht.

Zweiter Teil

Wahl des schulischen Bildungswegs
(vgl. Art. 44 BayEUG )

§ 3

Aufnahmevoraussetzungen

(1) Die Aufnahme setzt voraus

1. den erfolgreichen Hauptschulabschluss, 

2. musikalische Eignung und je nach Wahl des
Hauptfachs musikalische Vorkenntnisse, die durch
eine Eignungsprüfung nachgewiesen werden (§ 5), 

3. gesundheitliche Eignung für die gewählte Fach-
richtung. 

(2) Bei Nachweis der musikpraktischen Fähigkei-
ten und musiktheoretischen Kenntnisse des ersten
Schuljahres im Rahmen einer Aufnahmeprüfung ist
auch die unmittelbare Aufnahme in das zweite
Schuljahr möglich.

(3) 1In das dritte Schuljahr darf vorrücken, wer

1. einen mittleren Schulabschluss (Art. 25 BayEUG)
besitzt, 

2. im Abschlusszeugnis einer Berufsfachschule für
Musik das Gesamtergebnis „gut“ und die Note
„gut“ im instrumentalen/vokalen Hauptfach
erhalten hat und 

3. das 23. Lebensjahr vollendet hat.

2Satz 1 Nr. 3 gilt nicht für das künstlerische Aufbau-
jahr.

(4) Externe Bewerberinnen und Bewerber können
in das künstlerische Aufbaujahr aufgenommen wer-
den, wenn sie die Hochschul- oder Fachhochschul-
reife und musikalische Eignung nachweisen können.  

§ 4

Anmeldung

Wer sich bewirbt, hat in der Regel bis 1. Juli einen
schriftlichen Aufnahmeantrag an die Schule zu rich-
ten.  

§ 5

Eignungsprüfung

(1) 1In der Eignungsprüfung müssen musikalische
Veranlagung, Theoriekenntnisse und Fertigkeiten im
Hauptfachinstrument nachgewiesen werden, die
einen erfolgreichen Besuch der Berufsfachschule für
Musik erwarten lassen. 2Eine nicht bestandene
Eignungsprüfung kann nur einmal, frühestens nach
einem Jahr, wiederholt werden.

(2) Die Eignungsprüfung wird von einer Prüfungs-
kommission abgenommen, die sich aus der Schullei-
terin oder dem Schulleiter oder einer von dieser bzw.
diesem beauftragten Lehrkraft als dessen vorsitzen-
dem Mitglied sowie weiteren Lehrkräften der jeweils
zu prüfenden Fächer zusammensetzt.

(3) Die Zulassung zur Eignungs- oder Aufnahme-
prüfung ist zu versagen, wenn

1. die Probezeit (§ 6) bereits zweimal ohne Erfolg
durchlaufen wurde oder die betreffende Person
zweimal vor Ablauf der Probezeit ausgetreten ist
oder

2. die Bewerberin oder der Bewerber die Eignungs-
oder Aufnahmeprüfung bereits zweimal nicht be-
standen hat.

§ 6

Probezeit

(1) 1Die endgültige Aufnahme ist abhängig vom
Bestehen der Probezeit. 

(2) 1Als Probezeit gilt das erste Schulhalbjahr.
2War eine Schülerin oder ein Schüler aus besonderen
Gründen, insbesondere durch nachgewiesene längere
Erkrankung in der Leistungsfähigkeit beeinträchtigt,
so kann die Probezeit längstens bis zum Ende des
Schuljahres verlängert werden. 3Die Verlängerung
wird im Zwischenzeugnis vermerkt.

(3) 1Die Probezeit ist nicht bestanden, wenn bei
einer Gesamtwürdigung der Leistungen der Schüle-
rin oder des Schülers nicht damit gerechnet werden
kann, dass das Ziel der Berufsfachschule erreicht
wird. 2Dies ist in der Regel der Fall, wenn die Leis-
tungen am Ende der Probezeit in einem Hauptfach
oder in Gehörbildung oder in zwei Pflichtfächern mit
der Note „mangelhaft“ oder schlechter oder in einem
Pflichtfach mit der Note „ungenügend“ zu bewerten
sind und keine Umstände vorliegen, die bessere Leis-
tungen erwarten lassen. 3Die Entscheidung trifft die
Schulleiterin oder der Schulleiter nach Anhörung der
fachlich zuständigen Lehrkräfte. 4Im Fall des
Nichtbestehens ist die Entscheidung schriftlich zu
begründen.

(4) Endet nach bestandener Probezeit das Schul-
verhältnis, so unterliegt die Schülerin oder der Schü-
ler bei einem Wiedereintritt erneut den Bestimmun-
gen über die Eignungsprüfung und die Probezeit.
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§ 7

Gastschülerinnen und Gastschüler

(1) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann
Bewerberinnen und Bewerbern, die sich auf eine
musikalische Berufsausbildung vorbereiten wollen,
den Besuch des Unterrichts in stets widerruflicher
Weise gestatten (Gastschüler). 2Die Zahl der Gast-
schülerinnen und Gastschüler darf 25 v. H. der Ge-
samtschülerzahl nicht überschreiten.

(2) Gastschülerinnen und Gastschüler erhalten
jeweils nur ein Jahr Unterricht; die Schulleiterin oder
der Schulleiter kann in begründeten Ausnahmefällen
eine Verlängerung genehmigen.

§ 8

Übertritt

1Schülerinnen und Schüler, die das erste Schuljahr
mit Erfolg besucht haben, können zu Beginn des fol-
genden Schuljahres in das zweite Schuljahr einer
anderen Berufsfachschule für Musik, soweit diese die
gewählte Fachrichtung führt, übertreten. 2Während
des Schuljahres ist ein Übertritt nur aus wichtigem
Grund möglich.

Dritter Teil

Inhalte des Unterrichts
(vgl. Art. 45 bis 48 BayEUG)

§ 9

Stundentafel

(1) 1Für die Berufsfachschule für Musik gilt die
Stundentafel nach Anlage 1. 2Das Staatsministerium
kann bei Vorliegen besonderer Umstände Abwei-
chungen von der Stundentafel für die Dauer eines
Schuljahres, bei Ersatzschulen über die Dauer eines
Schuljahres hinaus genehmigen.

(2) Keiner Genehmigung bedürfen organisatorisch
bedingte Verblockungen des Unterrichts in einzelnen
Fächern oder eine Zusammenfassung einzelner
Fächer im Rahmen der Gesamtstunden der betroffe-
nen Fächer im Schuljahr.

§ 10

Religionsunterricht

1Die Abmeldung vom Religionsunterricht bedarf der
Schriftform. 2Sie gilt jeweils für das laufende
Schuljahr. 3Sie muss spätestens innerhalb der ersten
Woche nach Unterrichtsbeginn erfolgen; eine spätere
Abmeldung ist nur aus wichtigem Grund zulässig.
4Schülerinnen und Schüler, die die Fachrichtung
Kirchenmusik studieren, können sich nicht vom
Religionsunterricht abmelden.

Vierter Teil

Grundsätze des Schulbetriebs
(vgl. Art. 49 und 50 BayEUG )

Abschnitt I

Unterrichtsform, Unterrichtsfächer, Unterrichtszeit

§ 11

Unterrichtsform

Der Unterricht in den musikalischen Fächern sowie
im Fach Musik- und Bewegungserziehung wird nach
Maßgabe der Stundentafel als Einzelunterricht,
Gruppenunterricht (in der Regel 3 bis 6 Schülerinnen
und Schüler) und Kursunterricht (ab 7 Schülerinnen
und Schülern) erteilt.

§ 12

Unterrichtsfächer

(1) Unterrichtsfächer sind nach Maßgabe der
Anlage 1 

1. Hauptfächer, 

2. musikalische und allgemeinbildende Pflichtfächer,

3. Wahlfächer. 

(2) 1Dem gewählten Hauptfachinstrument/Gesang
ist jeweils ein Pflichtfachinstrument zugeordnet. 2Ist
das Hauptfach ein Melodie- oder Zupfinstrument,
Gesang oder das Fach Perkussionsinstrumente, so ist
das Pflichtfachinstrument Klavier. 3Ist das Haupt-
fach Klavier, so ist das Pflichtfachinstrument ein Melo-
die- oder Zupfinstrument oder das Fach Perkussions-
instrumente. 4Die Schulleiterin oder der Schulleiter
kann in begründeten Fällen Ausnahmen zulassen.

§ 13

Stundenplan, Unterrichtszeit

(1) Der Stundenplan, einschließlich der Zuweisung
der einzelnen Schülerinnen und Schüler an die Lehr-
kräfte, wird von der Schulleiterin oder vom Schullei-
ter festgesetzt.

(2) 1Der Unterricht wird an fünf oder sechs Wochen-
tagen erteilt. 2Eine Unterrichtsstunde dauert 45 Mi-
nuten.

Abschnitt II

Teilnahme am Unterricht
und an sonstigen Schulveranstaltungen

(vgl. Art. 56 BayEUG)

§ 14

Teilnahme

(1) 1Die Schülerinnen und Schüler sind zur pünkt-
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lichen und regelmäßigen Teilnahme am Unterricht
und an den sonstigen verbindlichen Schulveranstal-
tungen verpflichtet. 2Die durch die Teilnahme an ver-
bindlichen Schulveranstaltungen entstehenden Aus-
lagen müssen für alle zumutbar sein.

(2) Die Mitwirkung an nichtöffentlichen Vorspie-
len und öffentlichen musikalischen Veranstaltungen
der Berufsfachschule auch an Wochenenden ist für
die Schülerinnen und Schüler, Gastschülerinnen und
Gastschüler Pflicht.

§ 15

Verhinderung

(1) 1Ist eine Schülerin oder ein Schüler aus zwin-
genden Gründen verhindert, am Unterricht oder an
einer sonstigen verbindlichen Schulveranstaltung
teilzunehmen, so ist die Schule unverzüglich zu ver-
ständigen. 2Eine schriftliche Begründung ist nachzu-
reichen.

(2) 1Bei Erkrankung von mehr als drei Unter-
richtstagen ist bei Wiederbesuch der Schule eine
Mitteilung über die Dauer der Krankheit vorzulegen.
2Dauert die Erkrankung mehr als fünf Unterrichts-
tage, so kann die Schule die Vorlage eines ärztlichen
Zeugnisses verlangen. 3Häufen sich krankheitsbe-
dingte Versäumnisse oder bestehen an der Erkran-
kung begründete Zweifel, so kann die Schule die Vor-
lage eines ärztlichen oder schulärztlichen Zeugnisses
verlangen. 4Wird das Zeugnis nicht vorgelegt, gilt das
Fernbleiben als unentschuldigt.

§ 16

Befreiung, Beurlaubung

(1) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann in
begründeten Fällen vom Unterricht in einzelnen 
Fächern in der Regel zeitlich begrenzt befreien.
2Schülerinnen und Schüler, die die Fachrichtung Kir-
chenmusik studieren, können jedoch nicht vom Reli-
gionsunterricht befreit werden.

(2) Über die Befreiung von einzelnen Unterrichts-
stunden oder Schulveranstaltungen wegen körperli-
cher Beeinträchtigung entscheidet die zuständige
Lehrkraft.

(3) Schülerinnen und Schüler können in dringen-
den Ausnahmefällen auf schriftlichen Antrag der Er-
ziehungsberechtigten beurlaubt werden.

§ 17

Beaufsichtigung

(1) Die Aufsichtspflicht der Schule erstreckt sich
auf die Zeit, in der die Schülerinnen und Schüler am
Unterricht oder an sonstigen Schulveranstaltungen
teilnehmen einschließlich einer angemessenen Zeit
vor Beginn und nach Beendigung des Unterrichts
oder der Schulveranstaltungen.

(2) Der Umfang der Aufsichtspflicht richtet sich
nach der geistigen und charakterlichen Reife der zu
beaufsichtigenden Schülerinnen und Schüler.

Abschnitt III

Beendigung des Schulbesuchs
(vgl. Art. 55 BayEUG)

§ 18

Höchstausbildungsdauer, Austritt

(1) 1Die Höchstausbildungsdauer beträgt vier Jah-
re, für die Schülerinnen und Schüler, die das dritte
Schuljahr absolvieren (§ 2 Abs. 3), fünf Jahre. 2Die
Regierung kann unter den Voraussetzungen des § 63
Abs. 2 Ausnahmen zulassen.

(2) 1Für die Berechnung der Höchstausbildungs-
dauer zählen alle an öffentlichen oder staatlich aner-
kannten Berufsfachschulen für Musik verbrachten
Jahre, auch wenn sie durch Nichtbestehen der Probe-
zeit, Austritt oder Krankheit verkürzt waren. 2Die
Höchstausbildungsdauer gilt auch dann als über-
schritten, wenn feststeht, dass der Abschluss der
Schule nicht mehr innerhalb der Höchstausbildungs-
dauer erreicht werden kann.

(3) 1Der Austritt lässt das einmal erworbene Recht
zum Vorrücken unberührt. 2Die Leiterin oder der
Leiter der zuletzt besuchten Berufsfachschule hat die
Erfüllung der Berufsschulpflicht zu überprüfen und
bei Fortbestehen die zuständige oder nächstgelegene
Berufsschule zu benachrichtigen.

Fünfter Teil

Leistungsnachweise, Vorrücken und Wiederholen,
Zeugnisse

Abschnitt I

Leistungsnachweise, Bewertung

§ 19

Nachweise des Leistungsstands
(vgl. Art. 52 BayEUG )

(1) 1Leistungsnachweise sind musikpraktische
Leistungen, Schulaufgaben, Stegreifaufgaben und
mündliche Leistungen. 2Über die Leistungen der
Schülerinnen und Schüler führen die Lehrkräfte
Aufzeichnungen.

(2) 1Zur Feststellung des Leistungsstands in den
musikpraktischen Fächern werden in jedem Schul-
halbjahr in jedem Fach mindestens zwei musikprak-
tische Leistungen erhoben. 2Darüber hinaus werden
in den Fächern Hauptfachinstrument oder Gesang,
Ensembleleitung und Pflichtfachinstrument im Ver-
lauf des zweiten Halbjahres des ersten Schuljahres
Jahresprüfungen durchgeführt. 3Die Prüfungs-
kommission besteht aus der Schulleiterin oder dem
Schulleiter oder seiner Stellvertreterin oder seinem
Stellvertreter, der zuständigen Lehrkraft des jeweili-
gen musikpraktischen Fachs und einer weiteren
Lehrkraft der Schule, die die Schulleiterin oder der
Schulleiter bestimmt.
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(3) 1Zur Feststellung des Leistungsstands in den
musiktheoretischen und den allgemeinbildenden
Fächern wird in jedem Schulhalbjahr in jedem Fach
mindestens eine Schulaufgabe bearbeitet. 2Ferner ist
in diesen Fächern von jeder Schülerin und jedem
Schüler im Schulhalbjahr mindestens eine mündliche
Leistung zu erheben. 3Stegreifaufgaben gelten als
mündliche Leistungen. 4Die mündlichen Leistungs-
erhebungen während eines Schuljahres dürfen sich
nicht nur auf Stegreifaufgaben beschränken.

(4) Schulaufgaben werden spätestens eine Woche
vorher angekündigt.

(5) 1Stegreifaufgaben beschränken sich auf den
Inhalt der vorhergegangenen Unterrichtsstunde ein-
schließlich der Grundkenntnisse des Fachs; die Bear-
beitungszeit soll nicht mehr als 20 Minuten betragen.
2Hat eine Schülerin oder ein Schüler die vorherge-
gangene Unterrichtsstunde versäumt, so entscheidet
die Lehrkraft, ob der Schülerin oder dem Schüler die
Bearbeitung zugemutet werden kann.

§ 20

Aufbewahrung, Einsichtnahme

(1) Prüfungsaufgaben, Schulaufgaben und Ste-
greifaufgaben werden von der Schule für die Dauer
von zwei Schuljahren nach Ablauf des Schuljahres,
in dem sie geschrieben worden sind, aufbewahrt.

(2) Den Schülerinnen und Schülern und ihren Er-
ziehungsberechtigten ist Gelegenheit zu geben,
Einsicht in die Leistungsnachweise zu nehmen.

§ 21

Nachholung von Leistungsnachweisen

(1) 1Versäumt eine Schülerin oder ein Schüler eine
Schulaufgabe oder eine Jahresprüfung mit ausrei-
chender Entschuldigung, so erhält sie oder er einen
Nachtermin. 2Versäumt eine Schülerin oder ein Schü-
ler auch den Nachtermin mit ausreichender Ent-
schuldigung, so setzt die Schulleiterin oder der
Schulleiter einen neuen Nachtermin an.

(2) 1Nimmt die Schülerin oder der Schüler an
einem Nachtermin wegen Erkrankung nicht teil, so
muss dies durch ärztliches Zeugnis nachgewiesen
werden. 2Die Schule kann die Vorlage eines schul-
ärztlichen Zeugnisses verlangen.

§ 22

Bewertung von Leistungen

(1) 1Die Leistungsnachweise werden im Sinn von
Art. 52 Abs. 2 BayEUG bewertet. 2Der Begriff
„Anforderungen“ bezieht sich dabei in musikprakti-
schen Fächern auf die technische Ausführung und die
künstlerische Gestaltung, in den sonstigen Fächern
auf den Umfang sowie auf die selbstständige und
richtige Anwendung der Kenntnisse und Fähigkeiten
sowie auf die Art der Darstellung.

(2) Die Bewertung von Schulaufgaben im Fach
Deutsch muss eine Schlussbemerkung mit Erläute-
rungen enthalten.

(3) 1Bei der Bewertung einer schriftlichen Arbeit
soll die äußere Form mitberücksichtigt werden. 2Hat
sich die Form auf die Benotung ausgewirkt, so ist dies
in einer Bemerkung zum Ausdruck zu bringen. 3Bei
schriftlichen Arbeiten sind Verstöße gegen die
Sprachrichtigkeit sowie schwere Ausdrucksfehler zu
kennzeichnen, im Fach Deutsch auch zu bewerten.

(4) Versäumt eine Schülerin oder ein Schüler ohne
ausreichende Entschuldigung eine Schulaufgabe oder
eine Jahresprüfung oder verweigert eine Leistung, so
wird die Note 6 erteilt.

(5) Für die Prüfungsfähigkeit gilt § 38 Abs. 2 ent-
sprechend.

(6) 1Bedient sich eine Schülerin oder ein Schüler
bei der Anfertigung einer zu benotenden schriftlichen
Arbeit unerlaubter Hilfe (Unterschleif), wird die
Arbeit abgenommen und mit der Note 6 bewertet.
2Bei Versuch kann ebenso verfahren werden. 3Als
Versuch gilt auch das Bereithalten nicht zugelassener
Hilfsmittel.

Abschnitt II

Vorrücken und Wiederholen

§ 23

Entscheidung über das Vorrücken
(vgl. Art. 53 BayEUG )

(1) Vom Vorrücken in das zweite Schuljahr ist aus-
geschlossen, wer im Jahreszeugnis

1. in einem Hauptfach oder in Gehörbildung die Note
„mangelhaft“ oder schlechter oder eine Bemer-
kung nach § 27 Abs. 3 oder

2. in zwei anderen Pflichtfächern die Note „mangel-
haft“ oder schlechter oder in einem Pflichtfach die
Note „ungenügend“ oder eine Bemerkung nach § 27
Abs. 3 erhalten hat.

(2) Die Entscheidung über das Vorrücken trifft die
Lehrerkonferenz.

§ 24

Freiwilliges Wiederholen

1Wenn zu erwarten steht, dass das Ausbildungsziel
nicht zu erreichen ist, kann die Schülerin oder der
Schüler spätestens im Anschluss an die Aushändi-
gung des Zwischenzeugnisses des zweiten Schuljah-
res auf Antrag in das erste Schuljahr zurücktreten.
2Dies ist in der Regel der Fall bei der Note ausrei-
chend in einem Hauptfach oder mangelhaft in einem
Pflichtfach. 3Die Schülerin oder der Schüler gilt
nicht als Wiederholungsschülerin oder Wiederho-
lungsschüler.

§ 25

Verbot des Wiederholens

(1) Ist das Wiederholen nach Art. 53 Abs. 3 BayEUG
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nicht zulässig, so wird in das Jahreszeugnis folgende
Bemerkung eingetragen: „Die Schülerin/Der Schüler
darf nach Art. 53 Abs. 3 BayEUG das erste Schuljahr
der Berufsfachschule für Musik nicht wiederholen.“

(2) Über eine Befreiung von den Folgen des Art. 53
Abs. 3 BayEUG entscheidet die Lehrerkonferenz von
Amts wegen.

(3) Werden für eine Schülerin oder einen Schüler,
die oder der nach der Entscheidung der Lehrerkonfe-
renz nicht mehr wiederholen darf, nachträglich Um-
stände geltend gemacht, die bei der ersten Entschei-
dung nicht bekannt waren, so entscheidet die Lehrer-
konferenz zu Beginn des folgenden Schuljahres
erneut.

Abschnitt III

Schülerbogen, Zeugnisse

§ 26

Schülerbogen, Bescheinigung über die Dauer des
Schulbesuchs

(1) 1Die Schule führt für jede Schülerin und jeden
Schüler einen Schülerbogen. 2In diesen werden die
für den schulischen Bildungsweg wesentlichen
Feststellungen, Beobachtungen und Empfehlungen
aufgenommen.

(2) 1Der Schülerbogen verbleibt mindestens 20 Jah-
re bei der Schule. 2Beim Wechsel an eine öffentliche
oder staatlich anerkannte Schule wird er im Original
oder in beglaubigter Abschrift an diese weitergege-
ben.

(3) Verlassen Schülerinnen und Schüler während
des Schuljahres die Schule oder werden sie entlassen,
so erhalten sie auf Antrag eine Bescheinigung über
die Dauer des Schulbesuchs während des laufenden
Schuljahres und die bis zum Ausscheiden erzielten
Leistungen.

§ 27

Zwischen- und Jahreszeugnisse
(vgl. Art. 52 BayEUG )

(1) Über die erzielten Leistungen werden am letz-
ten Unterrichtstag der zweiten vollen Woche im Fe-
bruar Zwischenzeugnisse und am letzten Unterrichts-
tag des Schuljahres Jahreszeugnisse ausgestellt, die
den vom Staatsministerium herausgegebenen Mus-
tern entsprechen müssen.

(2) In Fächern mit Jahresprüfung (§ 19 Abs. 2 
Satz 2) hat die Note für die Jahresprüfung gegenüber
der Note für die übrigen musikpraktischen Leistun-
gen in der Regel doppeltes Gewicht.

(3) Hat eine Schülerin oder ein Schüler in einem
Fach keine hinreichenden Leistungsnachweise er-
bracht oder mit ausreichender Entschuldigung nicht
an Nachterminen teilgenommen, so wird an Stelle der
Note eine entsprechende Bemerkung mit der Folge
des § 23 Abs. 2 aufgenommen.

(4) 1Die Teilnahme am Unterricht im Wahlfach
wird durch eine den erzielten Fortschritt kennzeich-
nende Bemerkung bestätigt; ohne ausreichenden
Erfolg besuchter Wahlunterricht wird nicht erwähnt.
2Abweichend von Satz 1 wird im Wahlfach Englisch,
das dem Nachweis der erforderlichen Englischkennt-
nisse für den Erwerb des mittleren Schulabschlusses
nach Art. 13 Satz 4 BayEUG dienen kann, eine Note
erteilt.

(5) Besteht die Gefahr, dass die Schülerin oder der
Schüler gemäß Art. 53 Abs. 3 BayEUG nicht mehr
wiederholen darf, so wird darauf im Zwischenzeug-
nis besonders hingewiesen.

(6) Die Entscheidung über das Vorrücken muss im
Jahreszeugnis vermerkt sein.

(7) Die Zeugnisnoten werden von der Lehrerkon-
ferenz auf Vorschlag der im jeweiligen Fach unter-
richtenden Lehrkraft festgesetzt.

Sechster Teil

Prüfungen

Abschnitt I

Abschlussprüfung,
pädagogische und künstlerische Zusatzprüfung

für Schülerinnen und Schüler
öffentlicher und staatlich

anerkannter Berufsfachschulen für Musik
(vgl. Art. 54 BayEUG)

§ 28

Allgemeines

(1) Die Ausbildung an der Berufsfachschule für
Musik schließt mit einer staatlichen Abschlussprü-
fung ab.

(2) 1In allen Fachrichtungen wird durch die erfolg-
reich abgelegte Abschlussprüfung der Nachweis der
Befähigung zum Leiter bzw. zur Leiterin eines
Ensembles im Laienmusizieren, beim erfolgreichen
Abschluss des Hauptfachs Gesang zusätzlich zum
Chorleiter bzw. zur Chorleiterin erbracht.

(3) Durch die erfolgreich abgelegte Abschlussprü-
fung in der Fachrichtung Kirchenmusik wird der
Nachweis für die Befähigung zum nebenberuflichen
kirchenmusikalischen Dienst (C-Prüfung) erbracht.

(4) 1Durch die erfolgreich abgelegte pädagogische
Zusatzprüfung wird der Nachweis einer vertieften
musikalischen und technischen Entwicklung im
Hauptfach und der Nachweis der Befähigung für den
Unterricht in der Unter- und Mittelstufe des betref-
fenden Fachs an Sing- und Musikschulen erbracht.
2Davon abweichend führt die pädagogische Zusatz-
prüfung in Verbindung mit dem Hauptfach Gesang
zu einer pädagogischen Zusatzqualifikation im Fach
Chorleitung. 3Die pädagogische Zusatzprüfung in
Verbindung mit dem Hauptfach Gesang in der Fach-
richtung Rock, Pop, Jazz führt zusätzlich zu einer
pädagogischen Zusatzqualifikation im Fach Gesang.
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(5) Durch die erfolgreich abgelegte künstlerische
Zusatzprüfung wird der Nachweis einer vertieften
künstlerischen Ausbildung im Hauptfach und der
Nachweis der Befähigung zum wissenschaftlichen
Arbeiten erbracht. 

§ 29

Prüfungsausschuss

(1) 1Mitglieder des Prüfungsausschusses sind

1. eine vom Staatsministerium bestellte Prüfungs-
vorsitzende oder ein bestellter Prüfungsvorsitzen-
der, die bzw. der in der Regel an einer bayerischen
Hochschule lehrt (Ministerialkommissärin oder
Ministerialkommissär), 

2. die Schulleiterin oder der Schulleiter und deren
bzw. dessen Stellvertreterin oder sein Stellvertre-
ter, 

3. alle Lehrkräfte, die während des zweiten und drit-
ten Schuljahres unterrichtet haben. 

2Die Schulleiterin oder der Schulleiter oder deren
bzw. dessen Vertreterin oder Vertreter ist Stellvertre-
terin oder Stellvertreter der oder des Prüfungsvorsit-
zenden. 3Die oder der Prüfungsvorsitzende kann wei-
tere Lehrkräfte und andere geeignete Personen in den
Prüfungsausschuss berufen.

(2) Dem jeweiligen Prüfungsausschuss/Unteraus-
schuss in den Fächern der Kirchenmusikprüfung C
(Orgelliteraturspiel, Liturgisches Orgelspiel, Grego-
rianischer Choral und Deutscher Liturgiegesang
[katholisch] oder Hymnologie [evangelisch] und
Liturgik) gehört auch eine Vertreterin oder ein Ver-
treter der jeweiligen Kirchenbehörde als stimmbe-
rechtigtes Mitglied an.

(3) 1Die Ministerialkommissärin oder der Ministe-
rialkommissär kann für die musikpraktische und die
mündliche Prüfung aus den Mitgliedern des Prü-
fungsausschusses Unterausschüsse mit mindestens
drei Prüfern bilden; soweit sie oder er den Vorsitz im
Prüfungsausschuss nicht selbst wahrnimmt, be-
stimmt sie oder er eines der Mitglieder zum vorsit-
zenden Mitglied. 2Wird für die Fächer der Kirchen-
musikprüfung ein Unterausschuss gebildet, soll die
Vertreterin oder der Vertreter der jeweiligen Kirchen-
behörde zum vorsitzenden Mitglied bestimmt wer-
den.

(4) Die Ministerialkommissärin oder der Ministe-
rialkommissär kann in Prüfungsvorgänge eingreifen
und selbst Aufgaben und Fragen stellen.

(5) 1Der Prüfungsausschuss und die Unteraus-
schüsse entscheiden mit einfacher Mehrheit und in
Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln der
Mitglieder. 2Bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des vorsitzenden Mitglieds. 3Stimmenthal-
tung ist nicht zulässig. 4Ist das vorsitzende Mitglied
der Auffassung, dass ein Beschluss gegen Rechts-
oder Verwaltungsvorschriften verstößt, so muss es
den Beschluss beanstanden, den Vollzug aussetzen
und die Entscheidung der Regierung herbeiführen.

(6) 1Von einer Prüfungstätigkeit ist ausgeschlos-

sen, wer das Sorgerecht über die Schülerin oder den
Schüler hat oder zu ihr oder ihm in nahen persönli-
chen oder wirtschaftlichen Beziehungen steht.
2Kommt ein derartiger Ausschluss in Betracht, so ist
dies rechtzeitig vor Unterrichtsaufnahme zu Beginn
des betreffenden Schuljahres der Schulaufsichtsbe-
hörde zu melden, die eine Sonderregelung treffen
kann.

§ 30

Niederschrift

Über den gesamten Verlauf und das Ergebnis der
Prüfung ist von einem Mitglied des Prüfungsaus-
schusses eine Niederschrift zu fertigen, in der die ein-
zelnen Prüfungsvorgänge der Reihe nach verzeichnet
werden. 2Der Niederschrift wird ein Verzeichnis bei-
gegeben, das die von jeder Schülerin und jedem
Schüler in den einzelnen Fächern in der musikprak-
tischen, schriftlichen und mündlichen Prüfung und
im Jahresfortgang erzielten Noten einschließlich der
Prüfungs- und Gesamtnoten enthält. 3Die Nieder-
schrift wird von der oder dem Prüfungsvorsitzenden
und der Schriftführerin oder dem Schriftführer
unterzeichnet.

§ 31

Festsetzung der Jahresfortgangsnoten

1Vor Beginn der Abschlussprüfung setzt der Prü-
fungsausschuss unter Vorsitz des stellvertretenden
vorsitzenden Mitglieds des Prüfungsausschusses auf
Vorschlag der betroffenen Lehrkräfte die Jahresfort-
gangsnoten fest. 2Diese werden den Schülerinnen
und Schülern vor Beginn der schriftlichen Abschluss-
prüfung mitgeteilt.

§ 32

Inhalt und Verfahren der Prüfungen

(1) Die Abschlussprüfung umfasst einen musik-
praktischen, einen schriftlichen und einen mündli-
chen Teil.

(2) 1Gegenstand der musikpraktischen und der
schriftlichen Prüfung sind die Hauptfächer und
musikalischen Pflichtfächer nach Maßgabe der
Anlage 2. 2Die schriftlichen Prüfungsaufgaben wer-
den von der Berufsfachschule gestellt.

(3) 1Der mündlichen Prüfung können sich Schüle-
rinnen und Schüler in den allgemeinbildenden
Fächern freiwillig unterziehen, wenn die Leistungen
mit der Jahresfortgangsnote 5 oder 6 bewertet wor-
den sind. 2Liegen die Voraussetzungen für eine frei-
willige mündliche Prüfung vor, so ist dies der Schü-
lerin oder dem Schüler unverzüglich, spätestens am
Kalendertag vor Beginn der mündlichen Prüfung,
bekanntzugeben. 3Steht fest, dass das Abschluss-
zeugnis zu versagen ist, so wird von der mündlichen
Prüfung abgesehen.

(4) 1Die musikpraktische und die mündliche Prü-
fung sind Einzelprüfungen. 2Die Dauer der musik-
praktischen Prüfung beträgt in der Regel in den
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Hauptfächern und in der Unterrichtspraxis je 30
Minuten. 3Die Dauer der mündlichen Prüfung
beträgt im Allgemeinen pro Fach 10 Minuten.

(5) 1Die zu prüfenden Fächer der pädagogischen
und künstlerischen Zusatzprüfung sowie die Form
der Prüfungen richten sich nach Anlagen 3a und 3b.

§ 33

Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) 1Die Leistungen in der musikpraktischen und
mündlichen Prüfung bewertet der Ausschuss, vor
dem die Prüfung abgelegt wird. 2Kommt eine
Einigung nicht zustande, wird die Note aus dem
arithmetischen Mittel der Summe der von den
Prüferinnen und Prüfern gegebenen Einzelwertungen
gebildet. 3Bei einem Ergebnis bis n,50 ist die bessere
Note festzusetzen.

(2) 1Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden
von der zuständigen Fachlehrkraft und einer weite-
ren, von der Schulleiterin oder dem Schulleiter zu
bestimmenden Lehrkraft bewertet. 2Stimmen die
Bewertungen nicht überein, so wird die Note von der
Schulleiterin oder dem Schulleiter oder einem von
ihr bzw. ihm zu bestimmenden Mitglied des
Prüfungsausschusses festgesetzt. 3Die Bewertungen
sind zu unterzeichnen; bei Abweichungen sind sie
kurz zu begründen.

§ 34

Festsetzung des Prüfungsergebnisses und
der Zeugnisnoten

(1) Nach Abschluss der Prüfungsteile setzt der
Prüfungsausschuss die Prüfungsnoten und die Ge-
samtnoten fest.

(2) 1Die Gesamtnote wird in Prüfungsfächern aus
der Jahresfortgangsnote und der Prüfungsnote ermit-
telt. 2Die Jahresfortgangsnote und die Prüfungsnote
werden im Verhältnis 1:2 gewertet. 3In Fächern, die
nicht Gegenstand der Abschlussprüfung sind, gelten
die Jahresfortgangsnoten als Gesamtnoten. 4Unter-
zieht sich die Schülerin oder der Schüler in allge-
meinbildenden Fächern einer freiwilligen mündli-
chen Prüfung (§ 32 Abs. 3 Satz 1), so wird die Ge-
samtnote in pädagogischer Verantwortung gebildet.

(3) 1Aus den Gesamtnoten aller Fächer wird das
Gesamtergebnis (gewichtete Durchschnittsnote)
ermittelt. 2Bei der Berechnung werden die Gesamt-
noten wie folgt gewichtet: Gesamtnoten in den
Hauptfächern dreifach, in den musikalischen Pflicht-
fächern zweifach und in den allgemeinbildenden
Fächern einfach. 3Das nach Satz 2 errechnete Ge-
samtergebnis lautet:

1,00 bis 1,25 mit Auszeichnung,

1,26 bis 1,50 sehr gut,

1,51 bis 2,50 gut,

2,51 bis 3,50 befriedigend,

3,51 bis 4,50 ausreichend,

schlechter als 4,50 nicht bestanden.

4Das Gesamtergebnis ist mit zwei Stellen hinter dem
Komma festzulegen, die dritte Stelle hinter dem
Komma bleibt unberücksichtigt.

(4) Für die pädagogische und künstlerische
Zusatzprüfung wird kein Gesamtergebnis festgelegt.

(5) Das Abschlusszeugnis ist zu versagen bei

1 einem Gesamtergebnis „nicht bestanden“, 

2. der Gesamtnote „mangelhaft“ oder schlechter in
einem Hauptfach, 

3. der Gesamtnote „mangelhaft“ in zwei oder „unge-
nügend“ in einem Pflichtfach. 

(6) Das Zeugnis über die pädagogische und künst-
lerische Zusatzprüfung ist zu versagen bei

1. der Note „mangelhaft“ oder „ungenügend“ in
einem Hauptfach oder in Unterrichtspraxis, 

2. der Note „mangelhaft“ in zwei Pflichtfächern oder
„ungenügend“ in einem Pflichtfach. 

§ 35

Abschlusszeugnis sowie Zeugnis über die
pädagogische und künstlerische Zusatzprüfung

(1) 1Das Abschlusszeugnis enthält die Gesamt-
noten der einzelnen Fächer, das Gesamtergebnis und
die Feststellung, dass die Absolventin bzw. der
Absolvent zur Führung der Bezeichnung „Staatlich
geprüfter Ensembleleiter bzw. Staatliche geprüfte
Ensembleleiterin in der Fachrichtung Klassik/ Rock,
Pop, Jazz/ Musical/ Volksmusik“ oder „Staatlich
geprüfter Kirchenmusiker bzw. Staatliche geprüfte
Kirchenmusikerin (C-Prüfung)“ berechtigt ist. 2Das
Zeugnis enthält den Zusatz „Die Abschlussquali-
fikation berechtigt zur Tätigkeit in allen Bereichen
der Laienmusik“. 3Auf schriftlichen Antrag wird die
Note im Wahlfach Englisch nach § 27 Abs. 4 Satz 2
nicht in das Zeugnis aufgenommen. 4Das Abschluss-
zeugnis muss dem vom Staatsministerium herausge-
gebenen Muster entsprechen.

(2) Bei Fächern, die bereits nach dem ersten
Schuljahr abgeschlossen werden, wird die Note aus
dem Jahreszeugnis in das Abschlusszeugnis über-
nommen.

(3) 1Schülerinnen und Schüler, die sich der Ab-
schlussprüfung ohne Erfolg unterzogen haben, erhal-
ten ein Jahreszeugnis, das neben den Gesamtnoten
die Bemerkung enthält: „Dem Schüler/Der Schülerin
konnte das Abschlusszeugnis der Berufsfachschule
für Musik nicht zuerkannt werden.“ 2Das Jahres-
zeugnis enthält ferner einen Hinweis, ob die Ab-
schlussprüfung gemäß Art. 54 Abs. 5 Satz 1 BayEUG
noch einmal wiederholt werden darf.

(4) 1Das Abschlusszeugnis wird vom vorsitzenden
Mitglied des Prüfungsausschusses, der Schulleiterin
oder dem Schulleiter und der Lehrkraft des instru-
mentalen/vokalen Hauptfachs unterschrieben. 2Bei
erfolgreichem Ablegen der Kirchenmusikprüfung C
unterschreibt auch die Vertreterin oder der Vertreter
der Kirchenbehörde im Prüfungsausschuss.
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(5) 1Das Zeugnis über die pädagogische Zusatz-
prüfung gilt nur in Verbindung mit dem Abschluss-
zeugnis der Berufsfachschule für Musik. 2Es berech-
tigt, die nach zweijähriger Ausbildung erworbene
Berufsbezeichnung mit dem Zusatz „mit pädagogi-
scher Zusatzprüfung“ zu führen.

(6) Das Zeugnis über die künstlerische Zusatzprü-
fung bescheinigt eine vertiefte künstlerische Ausbil-
dung im jeweiligen Hauptfach.

§ 36

Mittlerer Schulabschluss
(vgl. Art. 13 Satz 4 BayEUG )

1Bei einem Gesamtergebnis „gut“, „sehr gut“ oder
„mit Auszeichnung“ wird mit dem Abschlusszeugnis
der mittlere Schulabschluss verliehen, wenn befriedi-
gende Kenntnisse in Englisch nachgewiesen werden.
2Diese Berechtigung wird in das Abschlusszeugnis
aufgenommen. 3Die geforderten Englischkenntnisse
werden nachgewiesen durch die Note „befriedigend“
in diesem Fach

1. im Abschlusszeugnis einer Hauptschule, 

2. im Jahreszeugnis der Jahrgangsstufe 9 oder 10
eines Gymnasiums (Englisch als 1. Fremdsprache),
einer Realschule, Wirtschaftsschule oder einer
Schule besonderer Art,

3. im Zeugnis über den Nachweis erforderlicher
Englischkenntnisse für den mittleren Schulab-
schluss der Berufsschule und Berufsfachschule
sowie für den qualifizierten beruflichen Bildungs-
abschluss (§ 59 Abs. 6 der Volksschulordnung) oder

4. im Abschlusszeugnis der Berufsschule oder
Berufsfachschule im Pflichtfach oder Wahlfach;
dem Abschlusszeugnis der Berufsfachschule steht
das Jahreszeugnis des letzten Schuljahres der
Berufsfachschule gleich. 

4Schülerinnen und Schüler, die die geforderten Eng-
lischkenntnisse erst nach Abschluss der Ausbildung
nachweisen, erhalten auf Antrag ein Zeugnis über
den mittleren Schulabschluss, das dem vom Staats-
ministerium herausgegebenen Muster entsprechen
muss.

§ 37

Wiederholung der Abschlussprüfung oder einer
Zusatzprüfung

(1) 1Die bei erstmaliger Ablegung bestandene Ab-
schlussprüfung in den Hauptfächern kann zur Ver-
besserung des Ergebnisses im Rahmen der nächsten
regulären Abschlussprüfung einmal wiederholt wer-
den. 2Die Wiederholungsprüfung ist in allen Haupt-
fächern abzulegen; bei der Bildung des Prüfungs-
gesamtergebnisses gelten nach Wahl der betroffenen
Schülerinnen und Schüler entweder sämtliche in der
ersten Prüfung erzielten Gesamtnoten oder sämtliche
in der Wiederholungsprüfung erzielten Gesamtnoten.

(2) 1Schülerinnen und Schüler, die die Abschluss-
prüfung wiederholen dürfen, haben keinen Anspruch

auf Erteilung von Einzelunterricht. 2Die Schullei-
terin oder der Schulleiter kann im Einzelfall geneh-
migen, dass und in welchem Umfang diesen
Schülerinnen und Schülern erneut Einzelunterricht
erteilt wird. 3Sofern sie keinen Einzelunterricht
erhalten, ist die in der Wiederholungsprüfung erziel-
te Prüfungsnote in diesem Fach Gesamtnote im Sinn
des § 35 Abs. 1.

(3) Die Genehmigung nach Art. 54 Abs. 5 Satz 2
BayEUG erteilt die Regierung.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten für die pädagogische und
künstlerische Zusatzprüfung sinngemäß.

§ 38

Verhinderung an der Teilnahme

(1) Erkrankungen, welche die Teilnahme einer
Schülerin oder eines Schülers an der Abschluss-
prüfung oder einer Zusatzprüfung verhindern, sind
unverzüglich durch ärztliches Zeugnis nachzuweisen;
die Schule kann die Vorlage eines schulärztlichen
Zeugnisses verlangen.

(2) Hat sich eine Schülerin oder ein Schüler der
Prüfung oder einem Prüfungsteil unterzogen, so kön-
nen nachträglich gesundheitliche Gründe, denen
zufolge die Prüfungsleistung nicht gewertet werden
soll, nicht anerkannt werden.

(3) 1Versäumt eine Schülerin oder ein Schüler eine
Prüfung, so wird die Note 6 erteilt, es sei denn, sie
oder er hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 2Dies
gilt auch in den Fällen der freiwilligen mündlichen
Prüfung, es sei denn, dem vorsitzenden Mitglied des
Prüfungsausschusses oder des zuständigen Unteraus-
schusses geht vor dem angesetzten Prüfungstermin
eine schriftliche Rücktrittserklärung zu.

§ 39

Nachholung der Abschlussprüfung
oder einer Zusatzprüfung

1Schülerinnen und Schüler, die an der Abschluss-
prüfung in allen oder einzelnen Fächern infolge eines
von ihnen nicht zu vertretenden Grundes nicht teil-
nehmen konnten, können die Abschlussprüfung oder
die nicht abgelegten Teile der Prüfung mit Geneh-
migung des vorsitzenden Mitglieds des Prüfungsaus-
schusses innerhalb von sechs Monaten nach Ab-
schluss der regulären Prüfung nachholen. 2Den
Zeitpunkt für die Nachholung bestimmt die Schullei-
terin oder der Schulleiter. 3Sätze 1 und 2 gelten ent-
sprechend für die pädagogische und die künstlerische
Zusatzprüfung.

§ 40

Unterschleif

(1) 1Bedient sich eine Schülerin oder ein Schüler
unerlaubter Hilfe oder macht sie oder er den Versuch
dazu (Unterschleif), so wird die Arbeit abgenommen
und mit der Note 6 bewertet. 2Als Versuch gilt auch
die Bereithaltung nicht zugelassener Hilfsmittel nach
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Beginn der Prüfung. 3Ebenso kann verfahren werden,
wenn die Handlungen zu fremdem Vorteil unternom-
men werden.

(2) In schweren Fällen wird die Schülerin oder der
Schüler von der Prüfung ausgeschlossen; diese gilt
als nicht bestanden.

(3) 1Wird ein Tatbestand nach Abs. 1 Satz 1 erst
nach Abschluss der Prüfung bekannt, so ist die
betreffende Prüfungsleistung nachträglich mit Note 6
zu bewerten und die Gesamtnote und das Gesamt-
prüfungsergebnis entsprechend zu berichtigen. 2In
schweren Fällen ist die Prüfung nachträglich als
nicht bestanden zu erklären. 3Ein unrichtiges
Prüfungszeugnis ist einzuziehen.

(4) Die Entscheidung trifft der Prüfungsausschuss.

Abschnitt II

Abschlussprüfung
für andere Bewerberinnen und Bewerber

§ 41

Zulassung

(1) 1Bewerberinnen und Bewerber, die keiner
Berufsfachschule für Musik angehören oder an der
von ihnen besuchten Schule die Prüfung nicht able-
gen können, können als andere Bewerberinnen und
Bewerber zur Abschlussprüfung an einer öffentlichen
oder staatlich anerkannten Berufsfachschule für
Musik zugelassen werden. 2Die Zulassung ist schrift-
lich spätestens bis 1. März unter Angabe der ange-
strebten Fachrichtung(en), der gewünschten Haupt-
fächer und des gewünschten Pflichtfachinstruments
bei der Berufsfachschule zu beantragen, an der die
Prüfung abgelegt werden soll.

(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter be-
stimmt, welche Unterlagen und Zeugnisse dem
Antrag von der Bewerberin oder vom Bewerber bei-
zufügen sind. 

(3) Die Zulassung ist Bewerberinnen und Bewer-
bern zu versagen, die

1. die Abschlussprüfung an einer Berufsfachschule
für Musik bereits mit Erfolg abgelegt haben, 

2. sich der Abschlussprüfung an einer Berufsfach-
schule für Musik schon zweimal ohne Erfolg
unterzogen haben. 

§ 42

Prüfungsgegenstände und Prüfungsverfahren

(1) 1Andere Bewerberinnen und Bewerber haben
im Rahmen der Abschlussprüfung dieselben musik-
praktischen und schriftlichen Prüfungsleistungen zu
erbringen wie die Schülerinnen und Schüler.
2Darüber hinaus haben sie in den übrigen musik-
praktischen Pflichtfächern eine praktische Prüfung,
in den übrigen musiktheoretischen Fächern und im

Fach Deutsch eine schriftliche Prüfung sowie im
Fach Sozialkunde eine mündliche Prüfung abzule-
gen.

(2) 1Die Bewerberinnen und Bewerber können sich
im Fach Deutsch freiwillig der mündlichen Prüfung
unterziehen, wenn die Leistungen in der schriftlichen
Prüfung mit Note 5 oder 6 bewertet worden sind.
2Der Antrag zu einer freiwilligen Prüfung ist spätes-
tens am Tag nach Bekanntgabe der Ergebnisse der
schriftlichen Prüfung einzureichen. 

(3) Die Bewerberinnen und Bewerber haben beim
Antritt zur Prüfung ihren amtlichen Lichtbildaus-
weis vorzuzeigen.

(4) Für die Abschlussprüfung für andere Bewer-
berinnen und Bewerber gelten die §§ 28 bis 30 und 32
bis 40 entsprechend, soweit die §§ 41 bis 43 nichts
anderes bestimmen.

§ 43

Festsetzung des Prüfungsergebnisses

(1) 1Die Zeugnisnoten ergeben sich ausschließlich
aus den in der Prüfung erbrachten Leistungen.
2Soweit Fächer praktisch und schriftlich geprüft
werden, wird die Zeugnisnote aus den Ergebnissen
der praktischen und der schriftlichen Prüfung in
pädagogischer Verantwortung gebildet. 3In den allge-
meinbildenden Fächern zählt die Note der schriftli-
chen Prüfung zweifach, die Note der mündlichen
Prüfung einfach.

(2) 1Bewerberinnen und Bewerber, welche die Ab-
schlussprüfung bestanden haben, erhalten ein Ab-
schlusszeugnis, das dem vom Staatsministerium her-
ausgegebenen Muster entsprechen muss. 2§ 36 gilt
entsprechend.

(3) 1Tritt eine Bewerberin oder ein Bewerber vor
Beginn der Abschlussprüfung zurück, so gilt die
Prüfung als nicht abgelegt. 2Bei einem Rücktritt nach
diesem Zeitpunkt gilt die Prüfung als abgelegt und
nicht bestanden, es sei denn, der Rücktritt erfolgt aus
Gründen, die die Bewerberin oder der Bewerber nicht
zu vertreten hat.

Siebter Teil

Schulleiterinnen und Schulleiter , Lehrerkonferenz
(vgl. Art. 57 und 58 BayEUG)

§ 44

Schulleiterinnen und Schulleiter

(1) Die Schulleiterin oder der Schulleiter trägt die
pädagogische, organisatorische und rechtliche Ge-
samtverantwortung, übt das Hausrecht in der Schul-
anlage aus und erlässt unter Mitwirkung der Perso-
nalvertretung, des Schulforums und des Aufwands-
trägers eine Hausordnung.

(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter entschei-
det auch über Sammelbestellungen, die Verbreitung
von Druckschriften und Plakaten sowie im Einver-
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nehmen mit dem Aufwandsträger über die Zulässig-
keit von Bild-, Film-, Fernseh- und Tonaufnahmen in
der Schule.

(3) Soweit keine andere Zuständigkeit festgelegt
ist, entscheidet in Angelegenheiten dieser Schulord-
nung die Schulleiterin oder der Schulleiter.

§ 45

Aufgaben der Lehrerkonferenz

Die Lehrerkonferenz beschließt im Rahmen ihrer
Aufgaben nach Art. 58 Abs. 3 und 4 BayEUG über

1. Beschwerden von grundsätzlicher Bedeutung 
gegen allgemeine Unterrichts- und Erziehungs-
maßnahmen der Schule mit Ausnahme von Auf-
sichtsbeschwerden gegen die Schule und von
Dienstaufsichtsbeschwerden, 

2. Veranstaltungen, die die gesamte Schule betreffen. 

§ 46

Sitzungen, Niederschrift

(1) 1Die Sitzungen der Lehrerkonferenz sind nicht
öffentlich. 2Sie sind - soweit möglich - außerhalb der
regelmäßigen Unterrichtszeit durchzuführen.

(2) 1Die Lehrerkonferenz kann beschließen, dass
bei der Beratung einzelner Tagesordnungspunkte
Jahrgangsstufensprecherinnen und Jahrgangsstufen-
sprecher, Vertreterinnen oder Vertreter der Eltern,
Vertreterinnen oder Vertreter des Aufwandsträgers,
Vertreterinnen oder Vertreter von Behörden und
Kirchen sowie die Schulärztin oder der Schularzt
Gelegenheit zur Äußerung erhalten. 2Art. 62 Abs. 5
Satz 3 Halbsatz 2 BayEUG bleibt unberührt.

(3) 1Über jede Sitzung ist eine Niederschrift anzu-
fertigen. 2Die Mitglieder der Lehrerkonferenz haben
das Recht, die Niederschrift einzusehen. 3Die Nieder-
schrift ist für zehn Jahre aufzubewahren.

§ 47

Einberufung

(1) Die Schulleiterin oder der Schulleiter beruft
die Lehrerkonferenz bei Bedarf, mindestens jedoch
zweimal im Schuljahr ein.

(2) Die Lehrerkonferenz muss innerhalb von 14
Tagen einberufen werden, wenn mindestens ein
Viertel der Mitglieder oder die Schulaufsichts-
behörde unter Angabe der zu beratenden Gegen-
stände dies verlangt.

(3) 1Die oder der Vorsitzende hat Ort, Zeit und
Tagesordnung der Sitzung den Mitgliedern mindes-
tens eine Woche vor Beginn schriftlich bekannt zu
geben. 2Die schriftliche Bekanntgabe kann durch
Aushang in der an der Schule üblichen Weise erfol-
gen. 3In dringenden Fällen ist das vorsitzende
Mitglied an die Fristen nicht gebunden.

§ 48

Teilnahmepflicht

(1) 1Die Mitglieder der Lehrerkonferenz sind ver-
pflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen. 2Mit weni-
ger als der Hälfte der Unterrichtspflichtzeit beschäf-
tigte Lehrkräfte sind hierzu nur in dem Umfang ver-
pflichtet, in dem ein unmittelbarer Zusammenhang
mit dem von ihnen erteilten Unterricht besteht.

(2) Das vorsitzende Mitglied kann in Ausnahme-
fällen von der Teilnahme an einzelnen Sitzungen
befreien.

§ 49

Tagesordnung

(1) Das vorsitzende Mitglied setzt die Tagesord-
nung fest.

(2) 1Jedes Mitglied kann die Behandlung zusätzli-
cher Tagesordnungspunkte beantragen. 2Wider-
spricht ein Drittel der Mitglieder der Behandlung
eines zusätzlichen Tagesordnungspunkts, so ist die
Angelegenheit auf die Tagesordnung der nächsten
Sitzung zu setzen.

§ 50

Beschlussfähigkeit

(1) Die Lehrerkonferenz ist unbeschadet der Art. 87
Abs. 1 Satz 2 und Art. 88 Abs. 1 Satz 3 BayEUG be-
schlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungs-
gemäß geladen sind und die Mehrheit der zur
Teilnahme verpflichteten Mitglieder anwesend ist.

(2) 1Wird die Lehrerkonferenz zum zweiten Mal
zur Behandlung desselben Gegenstands zusammen-
gerufen, so ist sie insoweit ohne Rücksicht auf die
Zahl der Erschienenen beschlussfähig. 2Bei der zwei-
ten Einladung muss auf diese Bestimmung hingewie-
sen werden.

§ 51

Stimmberechtigung

Stimmberechtigt sind alle Mitglieder der Lehrer-
konferenz, es sei denn, es besteht Besorgnis der Be-
fangenheit im Sinn des Art. 21 BayVwVfG. 2Hierüber
entscheidet die Lehrerkonferenz unter Ausschluss des
betroffenen Mitglieds.  

§ 52

Beschlussfassung

(1) 1Jede anwesende stimmberechtigte Lehrkraft
ist bei Abstimmungen zur Stimmabgabe verpflichtet.
2Dies gilt nicht für nach § 51 Satz 1 von der Abstim-
mung ausgeschlossene Lehrkräfte und für nach Art. 86
Abs. 9 BayEUG eingeschaltete Lehrkräfte.
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(2) 1Beschlüsse werden in offener Abstimmung mit
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst.
2Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des vorsit-
zenden Mitglieds den Ausschlag.

Achter Teil

Einrichtungen zur Mitgestaltung
des schulischen Lebens

Abschnitt I

Schülermitverantwortung
(vgl. Art. 62, 62a und 63 BayEUG)

§ 53

Schülervertretung

1Die Aufgaben der Schülervertretung werden ins-
besondere von einem Schülerausschuss wahrgenom-
men. 2Dieser besteht aus den Jahrgangsstufenspre-
cherinnen und Jahrgangsstufensprechern und ihren
Stellvertreterinnen und Stellvertretern. 3Die Fach-
richtungen sollen im Schülerausschuss angemessen
vertreten sein.

§ 54

Jahrgangsstufensprecherinnen und
Jahrgangsstufensprecher, 

Bezirksschülersprecherinnen und
Bezirksschülersprecher, 

Verbindungslehrerinnen und Verbindungslehrer

(1) Die Jahrgangsstufensprecherinnen und Jahr-
gangsstufensprecher und ihre Stellvertreterinnen und
Stellvertreter werden jeweils für ein Schuljahr von
den Angehörigen einer Jahrgangsstufe gewählt. 

(2) Über das Verfahren der Wahl und die Zahl von
Jahrgangsstufensprecherinnen und Jahrgangsstufen-
sprechern entscheidet der Schülerausschuss im Ein-
vernehmen mit der Schulleiterin oder dem Schul-
leiter.

(3) 1Scheidet eine Jahrgangsstufensprecherin oder
ein Jahrgangsstufensprecher oder eine Stellvertrete-
rin oder ein Stellvertreter aus dem Amt aus oder
lehnt die Wahl ab, so findet für den Rest des Schul-
jahrs eine Neuwahl statt. 2Gleiches gilt, wenn mindes-
tens zwei Drittel der Wahlberechtigten eine Neuwahl
verlangen.

(4) 1Die Bezirksschülersprecherinnen und Bezirks-
schülersprecher und deren Stellvertreterinnen und
Stellvertreter werden für jeweils ein Schuljahr ge-
wählt. 2Über das Wahlverfahren entscheiden die
Schülersprecherinnen und Schülersprecher der
Berufsschulen, Berufsfachschulen, Wirtschaftsschu-
len, Fachschulen und Fachakademien des Regie-
rungsbezirks im Einvernehmen mit der Schulauf-
sichtsbehörde. 3Die Bezirksschülersprecherinnen und
Bezirksschülersprecher führen die Geschäfte bis zur
Wahl der neuen Bezirksschülersprecherinnen und Be-

zirksschülersprecher weiter. 4Scheidet eine Bezirks-
schülersprecherin oder ein Bezirksschülersprecher
aus dem Amt aus, so findet für den Rest des Schul-
jahres eine Neuwahl statt.

(5) Für die Wahl der Verbindungslehrkraft gelten
die Abs. 2 und 3 entsprechend.

§ 55

Finanzierung und finanzielle Abwicklung
von Veranstaltungen

der Schülermitverantwortung

(1) 1Die notwendigen Kosten der Schülermitver-
antwortung trägt der Aufwandsträger im Rahmen
des Haushalts für die Schule. 2Aufwendungen der
Schülermitverantwortung können ferner durch
Zuwendungen Dritter oder durch Einnahmen aus
Veranstaltungen finanziert werden.

(2) Finanzielle Zuwendungen an die Schule für
Zwecke der Schülermitverantwortung dürfen nur
entgegengenommen werden, wenn sie nicht mit
Bedingungen verknüpft sind, die der Aufgabe der
Schülermitverantwortung widersprechen.

(3) 1Über die aus Zuwendungen Dritter sowie aus
Veranstaltungen zur Verfügung stehenden Einnah-
men und deren Verwendung ist ein Nachweis zu füh-
ren. 2In dem Nachweis sind alle Einzahlungen und
Auszahlungen einzeln und getrennt voneinander dar-
zustellen und zu belegen. 3Die Verwaltung der Gelder
und die Führung des Nachweises obliegen dem
Schülerausschuss gemeinsam mit einer Lehrkraft.
4Die Schule kann ein Konto einrichten, das ein
Mitglied des Schülerausschusses und eine Lehrkraft
gemeinsam verwalten; die Schulleiterin oder der
Schulleiter erteilt diesen insoweit eine Gesamtzeich-
nungsbefugnis. 5Die Verwaltung der Gelder ein-
schließlich der Kontenführung unterliegt der jeder-
zeit möglichen Prüfung durch die Schulleiterin oder
den Schulleiter oder einer von ihr oder ihm beauf-
tragten Lehrkraft im Benehmen mit dem Schüler-
auschuss. 6Im Schuljahr findet mindestens eine
Prüfung statt.

Abschnitt II

Schulforum
(vgl. Art. 69 BayEUG)

§ 56

Schulforum

(1) Das Schulforum ist über Art. 69 Abs. 6
BayEUG hinaus auf Verlangen von mindestens vier
Mitgliedern einzuberufen. 2Die Sitzungen sind nicht
öffentlich.

(2) 1Das Schulforum ist beschlussfähig, wenn alle
Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und mindes-
tens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 2Es kann
zur Behandlung einzelner Tagesordnungspunkte
Dritte hinzuziehen. 3Die Beschlüsse werden in offe-
ner Abstimmung mit einfacher Stimmenmehrheit
gefasst. 4§ 46 Abs. 3 gilt entsprechend.
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Neunter Teil

Schule und Erziehungsberechtigte
(vgl. Art. 74 bis 76 BayEUG)

§ 57

Zusammenarbeit der Schule mit den
Erziehungsberechtigten

1Der Zusammenarbeit der Schule mit den Erzie-
hungsberechtigten dienen insbesondere Eltern-
sprechstunden, die im Einzelfall vereinbart werden.
2Ein Elternbeirat muss nicht gebildet werden.

Zehnter Teil

Veranstaltungen und Tätigkeiten
nicht zur Schule gehöriger Personen, Erhebungen

(vgl. Art. 84 und 85 BayEUG)

§ 58

Veranstaltungen
nicht zur Schule gehöriger Personen,

1Veranstaltungen wie Vorträge, Lichtbild- und
Filmvorführungen, Theateraufführungen nicht zur
Schule gehöriger Personen in der Schule bedürfen
der Genehmigung der Schulleiterin oder des Schul-
leiters. 2Die Genehmigung kann erteilt werden, wenn
der Veranstaltung eine unterrichtliche oder erziehe-
rische Bedeutung zukommt. 3Mit der Genehmigung
ist die Veranstaltung zur verbindlichen oder nicht-
verbindlichen schulischen Veranstaltung zu erklären.
4Sätze 1 bis 3 gelten für den von der Schule durchge-
führten Besuch solcher Veranstaltungen außerhalb
der Schulanlage entsprechend. 5Über Ausnahmen
entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter.

§ 59

Sammlungen

(1) 1In der Schule sind Sammlungen für außer-
schulische Zwecke und die Aufforderung an die
Schülerinnen und Schüler, sich an Sammlungen in
der Öffentlichkeit zu beteiligen, unzulässig. 2Aus-
nahmen kann die Schulleiterin oder der Schulleiter
genehmigen; Unterrichtszeit darf für Sammlungstä-
tigkeiten nicht verwendet werden.

(2) 1Spenden der Schülerinnen und Schüler oder
Schülereltern für schulische Zwecke dürfen von der
Schulleiterin oder dem Schulleiter und von
Lehrkräften nicht angeregt werden. 2Soweit solche
Spenden durch die Schülerinnen und Schüler oder
Schülereltern selbst veranlasst werden, ist eine
Einflussnahme durch die Schule zu vermeiden.

§ 60

Erhebungen

1Erhebungen einschließlich Umfragen und wissen-
schaftlicher Untersuchungen sind in den Schulen nur
nach Zustimmung der Schulaufsichtsbehörde zuläs-

sig. 2Bezieht sich die Erhebung auch auf Schulen
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Schulauf-
sichtsbehörde, trifft die Entscheidung das Staatsmi-
nisterium. 3Keiner Genehmigung bedürfen Erhebun-
gen der Schulaufsichtsbehörden, des Bayerischen
Landesamts für Statistik und Datenverarbeitung und
des jeweiligen Aufwandsträgers im Rahmen seiner
Aufgaben.

Elfter Teil

Folgen von Pflichtverletzungen
(vgl. Art. 86 bis 88 BayEUG)

§ 61

Ordnungsmaßnahmen und sonstige
Erziehungsmaßnahmen

(1) 1Die Ordnungsmaßnahmen des Ausschlusses
vom Unterricht nach Art. 86 Abs. 2 Nrn. 4 bis 6
BayEUG sind gegenüber einer Schülerin oder einem
Schüler jeweils nur einmal im Schuljahr zulässig. 

(2) Die Regierung ist berechtigt, Ordnungsmaß-
nahmen der Schule aufzuheben, abzuändern oder
eine neue Entscheidung zu verlangen.

(3) Ordnungsmaßnahmen, sonstige Erziehungs-
maßnahmen und Maßnahmen des Hausrechts sind
nebeneinander zulässig.

§ 62

Entlassung

(1) 1Die Untersuchung ist von der Schulleiterin
oder vom Schulleiter oder einem von ihr oder ihm
beauftragten Mitglied der Lehrerkonferenz zu füh-
ren. 2Der Schülerin oder dem Schüler ist nach Auf-
nahme der Untersuchung ausreichend Gelegenheit zu
geben, sich zu äußern.

(2) 1Das vorläufige Ergebnis der Untersuchung
wird den Erziehungsberechtigten durch Einschreiben
mitgeteilt. 2Die Erziehungsberechtigten sind gleich-
zeitig unter angemessener Fristsetzung auf die
Möglichkeit zur Stellungnahme und auf ihre Rechte
nach Art. 86 Abs. 9 Satz 3, Abs. 10 Satz 1 und Art. 87
Abs. 1 Satz 3 BayEUG hinzuweisen. 3Das Ergebnis
der Untersuchung wird unter Berücksichtigung der
Stellungnahme der Erziehungsberechtigten schrift-
lich niedergelegt.

(3) Unterliegt die Schülerin oder der Schüler noch
der Berufsschulpflicht, so unterrichtet die Schulleite-
rin oder der Schulleiter die zuständige oder nächstge-
legene Berufsschule von der vollzogenen Entlassung.

Zwölfter Teil

Sonstiges

§ 63

Schulaufsicht
(vgl. Art. 111 bis 117 BayEUG )

(1) Soweit diese Verordnung Zuständigkeiten fest-
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legt, bleibt das Weisungsrecht der Schulaufsichtsbe-
hörden unberührt.

(2) Das Staatsministerium kann von einzelnen
Bestimmungen dieser Verordnung Ausnahmen ge-
währen, wenn die Anwendung der Bestimmung im
Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen würde
und die Abweichung auch unter dem Gesichtspunkt
der Gleichbehandlung unbedenklich erscheint.

(3) Staatsministerium im Sinn dieser Verordnung
ist das Staatsministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst.

§ 64

Finanzielle Abwicklung sonstiger
schulischer Veranstaltungen

1Fallen für die Durchführung von Lehr- und
Studienfahrten sowie von ähnlichen Veranstaltungen
der Schule Unkosten an, so können die von den
Erziehungsberechtigten zu entrichtenden Unkosten-
beiträge auf ein Konto der Schule eingezahlt werden;
in besonderen Fällen kann eine Zahlung an die
Schule auch in bar erfolgen. 2Haushaltsmittel dürfen
über dieses Sonderkonto nicht abgewickelt werden.
3Die Verwaltung des Kontos oder der Barbeträge
obliegt der Schulleiterin oder dem Schulleiter oder
den von ihr oder ihm damit beauftragten Bediens-
teten. 4Im Schuljahr findet mindestens eine Kassen-
prüfung durch einen Kassenprüfungsausschuss statt,
dessen drei Mitglieder aus der Mitte der Lehrer-
konferenz gewählt werden.

Dreizehnter Teil

Staatliche Anerkennung

§ 65

Staatliche Anerkennung von
Leiterinnen und Leitern

im Laienmusizieren

(1) 1Leiterinnen und Leitern (Dirigentinnen und
Dirigenten) im Laienmusizieren kann nach dem
erfolgreichen Abschluss eines einschlägigen an einer
bayerischen Musikakademie oder einer gleichwerti-
gen Einrichtung durchgeführten Lehrgangs auf ihren
Antrag durch das Staatsministerium oder eine von
diesem beauftragte Stelle die Berechtigung verliehen
werden, sich als „Staatlich anerkannter Chorlei-
ter“/„Staatlich anerkannte Chorleiterin“, „Kinder-
und Jugendchorleiter“/„Kinder- und Jugendchorlei-
terin“, „Dirigent von Blasorchestern“/„Dirigentin
von Blasorchestern“, „Leiter von Spielmannszü-
gen“/„Leiterin von Spielmannszügen“, „Leiter von
Akkordeonorchestern“/„Leiterin von Akkordeonor-
chestern“, „Leiter von Zupfmusik-Ensembles“/„Lei-
terin von Zupfmusik-Ensembles“, „Leiter von
Zither-Ensembles“/„Leiterin von Zither-Ensem-
bles“, „Dirigent von Liebhaberorchestern“/„Dirigen-

tin von Liebhaberorchestern“ jeweils mit dem Zusatz
„im Laienmusizieren“ zu bezeichnen. 2Mit der staat-
lichen Anerkennung wird eine qualifizierte Leistung
als Leiter im Laienmusizieren nachgewiesen.

(2) 1Der Lehrgang an einer bayerischen Musikaka-
demie wird vom jeweiligen bayerischen Spitzenver-
band in Zusammenarbeit mit einer bayerischen
Musikakademie und nach Möglichkeit mit einer
Berufsfachschule für Musik durchgeführt. 2Er
schließt mit einer Prüfung ab, die auf Grund einer
vom Bayerischen Musikrat im Einvernehmen mit
dem Staatsministerium erlassenen Prüfungsordnung
abgehalten wird. 3Den Vorsitz im Prüfungsausschuss
führt eine Fachvertreterin oder ein Fachvertreter
einer bayerischen Hochschule für Musik oder einer
bayerischen Fachakademie für Musik, der vom
zuständigen Verband im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium bestellt wird.

(3) 1Die Leiterinnen und Leiter im Laienmusizie-
ren, die die staatliche Anerkennung anstreben, haben
ihrem Antrag einen Lebenslauf, eine beglaubigte
Abschrift oder beglaubigte Fotokopie der Geburts-
urkunde und das Zeugnis über den erfolgreichen
Abschluss des Lehrgangs an einer bayerischen
Musikakademie oder einer gleichwertigen Einrich-
tung beizufügen. 2Der Antrag ist mit den Belegen
über den bayerischen Spitzenverband, dem die
Bewerberin oder der Bewerber angehört, an das
Staatsministerium oder die von ihm beauftragte
Stelle zu leiten. 3Bewerberinnen und Bewerber, die
keinem bayerischen Spitzenverband angehören,
legen den Antrag mit den Belegen unmittelbar dem
Staatsministerium vor.

Vierzehnter Teil

Schlussvorschriften

§ 66

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 15. Sep-
tember 2008 in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 14. September 2008 tritt die
Schulordnung für die Berufsfachschulen für Musik
(Berufsfachschulordnung Musik – BFSO Musik) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Februar
1993 (GVBl S. 169, BayRS 2236–4–1–3–WFK), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 12. September 2005
(GVBl S. 487), außer Kraft.

München, den 30. September 2008

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Thomas  G o p p e l  ,  Staatsminister
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Anlage 1

Stundentafeln der Berufsfachschule für Musik

Erläuterungen  E  =  Einzelunterricht,
G =  Gruppenunterricht (3 bis 6 Personen),
K =  Kursunterricht (größere Teilnehmerzahl), 
Kl =  Klassenunterricht

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 22/2008 821



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 22/2008822



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 22/2008 823



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 22/2008824



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 22/2008 825



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 22/2008826



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 22/2008 827

Anlage 2

Prüfungspflichtige Pflichtfächer und Form der Abschlussprüfung
der zweijährigen Ausbildung

(s = schriftlich, p = praktisch)
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Anlage 3a
Prüfungspflichtige Fächer und Form der pädagogischen Zusatzprüfung

(s = schriftlich, p = praktisch)
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Anlage 3b
Prüfungspflichtige Fächer und Form der künstlerischen Zusatzprüfung

(s = schriftlich, p = praktisch)
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Auf Grund des Art. 37 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 4 des
Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 19. Juli 1994 (GVBl S. 822,
BayRS 753–1–UG), zuletzt geändert durch Gesetz vom
20. Dezember 2007 (GVBl S. 969), erlässt das Bayeri-
sche Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit
wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe
(Anlagenverordnung – VAwS) vom 18. Januar 2006
(GVBl S. 63, BayRS 753–1–4–UG), geändert durch
Verordnung vom 15. Februar 2008 (GVBl S. 65), wird
wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht werden in der Zeile „An-
hang 4“ die Worte „Besondere Anforderungen an
Abfüllanlagen an Tankstellen“ durch das Wort
„aufgehoben“ ersetzt. 

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 19 werden die Worte „einem Meter“
durch die Worte „eines Meters“ ersetzt. 

b) Nr. 26 erster Spiegelstrich erhält folgende Fas-
sung: 

„– Gebiete, die als Überschwemmungsgebiete
nach Art. 61e oder Art. 61f BayWG durch
Rechtsverordnung der Kreisverwaltungs-
behörde festgesetzt oder gemäß Art. 61g
BayWG vorläufig gesichert sind,“

c) In Nr. 27 und 28 wird jeweils der Punkt durch
ein Komma ersetzt.

d) Es wird folgende Nr. 29 angefügt:

„29. Eigenverbrauchstankstellen mit gerin-
gem Verbrauch:

für die Öffentlichkeit nicht zugängliche
Tankstellen, die dafür bestimmt sind
betriebseigene Kraftfahrzeuge oder ver-
gleichbare Fahrzeuge und Geräte mit
Kraftstoffen zu betanken und deren max.
Jahresverbrauch nicht mehr als 40.000 l
beträgt. Sie werden nur vom Betreiber
oder bei ihm beschäftigten, eingewiese-
nen Personen bedient.“

3. In § 9 Abs. 5 werden die Worte „61“ durch die
Worte „61e, 61f und 61j Abs. 2“ ersetzt.

4. In § 11 Abs. 4 Nr. 1 werden die Worte „der

Anhänge 1 und 4“ durch die Worte „des Anhangs
1“ ersetzt. 

5. § 13 Abs. 4 Nr. 4 Halbsatz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„die zuständige Kreisverwaltungsbehörde den
Eintritt der Fiktion einer Eignungsfeststellung
nicht durch Widerspruch innerhalb eines Monats
nach Eingang der Anzeige verhindert;“

6. In § 18 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b werden nach
den Worten „unabhängig sind,“ die Worte „bei
denen“ eingefügt. 

7. Dem § 19 Abs. 2 wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Weitergehende Anforderungen oder Beschrän-
kungen und Ausnahmen durch Anordnungen
oder Verordnungen nach § 19 WHG und Art. 35,
40, 61e, 61f und 61j Abs. 2 BayWG bleiben unbe-
rührt.“ 

8. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Nr. 4 erhält folgende Fassung:

„4. entgegen einer vollziehbaren Anordnung
der Kreisverwaltungsbehörde nach § 10
ein Anlagenkataster nicht erstellt,“

b) Nr. 5 erhält folgende Fassung:

„5. entgegen Nr. 3.1 Anhang 1 Behälter ohne
selbsttätig schließende Abfüllsicherung
befüllt oder befüllen lässt,"

9. In der Vorbemerkung des Anhangs 1 werden die
Worte „Art. 19 Abs. 3 Nr. 1 und 2“ durch die
Worte „Art. 15“ ersetzt. 

10. Anhang 4 wird aufgehoben.

11. Anhang 5 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 3.1.6 werden die Worte „DIN 28052-2
Chemischer Apparatebau, Oberflächenschutz
mit nichtmetallischen Werkstoffen für Bau-
teile aus Beton in verfahrenstechnischen
Anlagen, Anforderungen an den Untergrund“
durch die Worte „DIN EN 14879-1 Beschich-
tungen und Auskleidungen aus organischen
Werkstoffen zum Schutz von industriellen
Anlagen gegen Korrosion durch aggressive
Medien – Teil 1: Terminologie, Konstruktion
und Vorbereitung des Untergrundes“ ersetzt. 

b) Nr. 8.1.3 erhält folgende Fassung:

753–1–4–UG

Verordnung
zur Änderung der

Anlagenverordnung

Vom 30. September 2008
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„8.1.3 Um die Dichtheit der unterirdischen
Rohrleitungen nach Verfüllung des
Rohrgrabens festzustellen, sind Druck-
prüfungen durchzuführen. Die Druck-
prüfungen sind nach DIN EN 1610 
Verlegung und Prüfung von Abwasser-
leitungen und -kanälen, in der aktuellen
Ausgabe, in Verbindung mit dem 
Arbeitsblatt DWA-A 139 Einbau und
Prüfung von Abwasserleitungen und 
-kanälen, in der aktuellen Ausgabe,
durchzuführen.“

12. In Anhang 6 Nr. 2.2 wird der Klammerzusatz 
„(z. B. kleinere Küstenflüsse bei Flut)“ gestri-
chen. 

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. November 2008 in
Kraft.

München, den 30. September 2008

Bayerisches Staatsministerium
für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Dr. Otmar  B e r n h a r d ,  Staatsminister
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Gemäß Art. 25 Abs. 7 des Gesetzes über den Bayeri-
schen Verfassungsgerichtshof (VfGHG) vom 10. Mai
1990 (GVBl S. 122, BayRS 1103–1–I), zuletzt geändert
durch § 11 des Gesetzes vom 24. Dezember 2005 (GVBl
S. 665), wird nachstehend die Entscheidung des
Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 22. Septem-
ber 2008 bekannt gemacht.

Die Entscheidung betrifft die Frage, ob

die Art. 1, 2 Nr. 2, Art. 3 Nr. 2 und Art. 4 Nr. 2 des
Gesetzes zur Erprobung einer Freistellung ausge-
wählter Kommunen von der Einhaltung von Rechts-
vorschriften (Modellkommunengesetz) vom 10. April
2007 (GVBl S. 271, BayRS 2026–1–S)

gegen die Bayerische Verfassung verstoßen.

Entscheidungsformel:

Art. 2 Nr. 2, Art. 3 Nr. 2 und Art. 4 Nr. 2 des
Gesetzes zur Erprobung einer Freistellung ausge-
wählter Kommunen von der Einhaltung von Rechts-
vorschriften (Modellkommunengesetz) vom 10. April
2007 (GVBl S. 271, BayRS 2026–1–S) verstoßen gegen

Art. 3 Abs. 1 Satz 1 und Art. 118 Abs. 1 BV und sind
nichtig. 

Leitsätze:

1. Ein Erprobungsgesetz verstößt gegen Art. 3 Abs. 1
Satz 1 und Art. 118 Abs. 1 BV, wenn sein Geltungs-
bereich keine systemgerechte Abgrenzung erken-
nen lässt.

2. Art. 2 Nr. 2 Modellkommunengesetz (MKG), auf
dessen Grundlage verfahrensmäßige Erleichterun-
gen im Bereich des Denkmalschutzes erprobt wer-
den sollen, ist verfassungswidrig und nichtig, weil
er im Wesentlichen keinen Anwendungsbereich
hat und daher eine Erprobung und Evaluierung
der Regelung faktisch ausscheidet. Die Nichtigkeit
erfasst auch Art. 3 Nr. 2 und Art. 4 Nr. 2 MKG als
Bestandteile einer einheitlichen Gesamtregelung. 

München, den 25. September 2008

Bayerischer Verfassungsgerichtshof

Dr.  H u b e r ,   Präsident

861–4–A

Bekanntmachung
der Entscheidung des

Bayerischen Verfassungsgerichtshofs
vom 22. September 2008 Vf. 9-VII-07


